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A. Auftrag

Die  Auftraggeberin  beauftragte  den  Auftragnehmer  mit  der  Erstellung  eines
Rechtsgutachtens  zur  Vereinbarkeit  des  Beschlusses  des  Berliner  Senats  vom
17.12.2024  über  die  Einführung  der  Bezahlkarte  (Social  Card)  als  unbares
Zahlungsmittel für Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz mit Bundes-,
Verfassungs-, Europa- und Völker- und Berliner Landesrecht.

Gegenstand  des  Gutachtenauftrages  wurde  mit  folgender  Fragestellung  näher
bestimmt:

Ist die im Senatsbeschluss vorgesehene Bargeldobergrenze von 50 EUR für
Leistungsempfänger*innen  nach  dem  AsylbLG  innerhalb  der  ersten  sechs
Monate  ihres  Aufenthalts  (auch  unter  Berücksichtigung  der  vorgesehenen
Ausnahme für vulnerable Personen) mit höherrangigem Recht, konkret mit

1. Bundes- und Verfassungsrecht,

2. Europa- und Völkerrecht sowie 

3. Berliner Landesrecht (LADG Berlin),

vereinbar?
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B. Einführung: Neuregelungen des 
Asylbewerberleistungsgesetzes und Berliner 
Senatsbeschluss vom 17.12.2024

Der Berliner Senat hat in seiner Sitzung am 17.12.2024 auf Vorlage Nr. S-1665/2024
der  Senatorin  für  Arbeit,  Soziales,  Gleichstellung,  Integration,  Vielfalt  und
Antidiskriminierung  die  „Einführung  der  Bezahlkarte  (Social  Card)  als  unbares
Zahlungsmittel für Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz“ beschlossen.
Dieser Senatsbeschluss als Gegenstand des vorliegenden Rechtsgutachtens steht im
Zusammenhang  mit  den  im  Jahr  2024  erfolgten  Neuregelungen  des
Asylbewerberleistungsgesetzes (AsylbLG)1,  die zunächst im Überblick darzustellen
sind (unter I.). Sodann werden der Wortlaut (unter II.) und die Begründung (unter III.)
des Senatsbeschlusses wiedergegeben, um anschließend eine normative Einordnung
des Senatsbeschlusses vornehmen zu können (unter IV.).

I. Neuregelungen des AsylbLG

Im  Rahmen  der  Besprechung  des  damaligen  Bundeskanzlers  mit  den
Regierungschefinnen  und  Regierungschefs  der  Länder  am  6.11.2023  wurde
vereinbart,  Barauszahlungen  an  Leistungsberechtigte  nach  dem  AsylbLG  weiter
einzuschränken.  Hierzu  sollten  bundesweit  Leistungen  durch  die  Ausgabe  von
Bezahlkarten gewährt werden können. Nachdem der Entwurf eines „Gesetzes zur
rechtssicheren  Einführung  einer  Bezahlkarte  im  Asylbewerberleistungsgesetz
(BezahlkG)“2 der Fraktion CDU/CSU im Bundestag vom 19.03.2024 keine Mehrheit
fand, nahm der Ausschuss für Inneres und Heimat in seiner Beschlussempfehlung zu
dem Gesetzentwurf der Bundesregierung3 am 10.04.2024 weitgehend inhaltsgleiche
Änderungen  in  den  Entwurf  eines  „Gesetzes  zur  Anpassung  von
Datenübermittlungsvorschriften im Ausländer- und Sozialrecht (DÜV-AnpassG)“4 auf.
Nach  Beschlussfassung  des  Bundestages  am  12.4.2024  und  Zustimmung  des
Bundesrats  am  26.4.2024  sind  u.a.  folgende  Neuregelungen  im  AsylbLG  am
16.5.2024 in Kraft getreten5:

§ 2 Abs. 2 AsylbLG wurden folgende Sätze angefügt:

1 In der Fassung der Bekanntmachung vom 5. August 1997 (BGBl. I, 2022); zuletzt geändert durch Art. 3 des 
Gesetzes zur Anpassung des nationalen Rechts an die Reform des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems 
(GEAS-Anpassungsgesetz) vom 23.4.2026 (BGBl. 2026 I Nr. 112).
2 BT-Drs. 20/10722.
3 BT-Drs. 20/9470, 20/10016, 20/10131 Nr. 1.22.
4 BT-Drs. 20/11006.
5 BGBl. 2024 I, Nr. 152; zur Darstellung der Gesetzesänderungen vgl. statt vieler Dinter, ZAR 2024, 373.
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„Unabhängig von der Art der Unterbringung ist die Leistungserbringung auch in
Form der  Bezahlkarte möglich.  Soweit  einzelne  Bedarfe  des  monatlichen
Regelbedarfs  entsprechend  §  27a  Absatz  2  Satz  1  des  Zwölften  Buches
Sozialgesetzbuch nicht mittels der Bezahlkarte gedeckt werden können, sind
diese als Geldleistung zu erbringen.“

§ 3 Abs. 2, 3 und 5 AsylbLG wurden wie folgt neugefasst:

(2)  Bei  einer  Unterbringung in  Aufnahmeeinrichtungen  im Sinne  von  §  44
Absatz 1 des Asylgesetzes wird der notwendige Bedarf durch Sachleistungen
gedeckt.  Kann  Kleidung  nicht  geleistet  werden,  so  kann  sie  in  Form  von
Bezahlkarten,  Wertgutscheinen  oder  anderen  vergleichbaren  unbaren
Abrechnungen  gewährt  werden.  Gebrauchsgüter  des  Haushalts  können
leihweise zur Verfügung gestellt werden. Der notwendige persönliche Bedarf
soll  durch  Sachleistungen  gedeckt  werden,  soweit  dies  mit  vertretbarem
Verwaltungsaufwand möglich ist.  Sind Sachleistungen für  den notwendigen
persönlichen  Bedarf  nicht  mit  vertretbarem  Verwaltungsaufwand  möglich,
können auch Leistungen in Form von  Bezahlkarten,  Wertgutscheinen, von
anderen  vergleichbaren  unbaren  Abrechnungen  oder  von  Geldleistungen
gewährt werden.

(3) Bei einer Unterbringung außerhalb von Aufnahmeeinrichtungen im Sinne
des §  44 Absatz  1  des  Asylgesetzes  wird  vorbehaltlich  des  Satzes  2  der
notwendige  Bedarf  durch  Geld-  oder  Sachleistungen  oder  in  Form  von
Bezahlkarten,  Wertgutscheinen  oder  anderen  unbaren  Abrechnungen
gedeckt.  Der  Bedarf  für  Unterkunft,  Heizung  und  Hausrat  sowie  für
Wohnungsinstandhaltung und Haushaltsenergie wird,  soweit  notwendig und
angemessen, gesondert als Geld- oder Sachleistung oder mittels Bezahlkarte
erbracht.  Absatz  2  Satz  3  ist  entsprechend  anzuwenden.  Der  Bedarf  für
Unterkunft  und Heizung kann abweichend von Satz  2  als  Direktzahlungen
entsprechend § 35a Absatz 3 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch an den
Vermieter  oder  andere  Empfangsberechtigte  erfolgen.  Der  notwendige
persönliche  Bedarf  ist  vorbehaltlich  der  Sätze  6  und  7  in  Form  von
Bezahlkarten oder durch Geldleistungen zu decken. Soweit der notwendige
persönliche  Bedarf  oder  der  Bedarf  für  Haushaltsenergie  nicht  mittels  der
Bezahlkarte gedeckt werden können, sind diese als Geldleistung zu erbringen.
In Gemeinschaftsunterkünften im Sinne von § 53 des Asylgesetzes kann der
notwendige persönliche Bedarf soweit wie möglich auch durch Sachleistungen
gedeckt werden.

(5) Leistungen in Geld oder Geldeswert sollen an den Leistungsberechtigten
oder an ein volljähriges berechtigtes Mitglied des Haushalts erfolgen. Jedes
volljährige  Haushaltsmitglied  muss  über  den  individuell  zustehenden
Leistungsumfang  auf  einer  Bezahlkarte selbstständig  und  unabhängig
verfügen können (…).
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§ 11 Abs. 2 Satz 3 AsylbLG wurde wie folgt gefasst:

Die Leistungen nach den Sätzen 1 und 2 können als Sach- oder Geldleistung
oder mittels Bezahlkarte erbracht werden.

(Hervorhebungen nur hier)

Mit  den  vorstehenden  Neuregelungen  hat  der  Bundesgesetzgeber  die
Leistungserbringung – nunmehr ausdrücklich – auch in der Form der Bezahlkarte
ermöglicht, ohne Näheres über die Form und den Inhalt der Bezahlkarte im AsylbLG zu
regeln. Diese vom Bundesgesetzgeber bewusst erzeugte Regelungslücke führt dazu,
dass die nähere Ausgestaltung von Form und Inhalt von Bezahlkarten den für die
Ausführung des AsylbLG zuständigen Ländern überlassen bleibt.

II. Wortlaut des Senatsbeschlusses

Der Senatsbeschluss vom 17.12.2024 hat folgenden Wortlaut:  

„1.  Der Senat beschließt die Einführung der Bezahlkarte (Social  Card) des
Anbieterkonsortiums der SecuPay AG und beauftragt die Senatsverwaltung für
Arbeit,  Soziales,  Gleichstellung,  Integration,  Vielfalt  und Antidiskriminierung
einen entsprechenden Abruf aus dem Rahmenvertrag vorzubereiten.

 2.  Der  Senat  ermächtigt  die  Senatsverwaltung  für  Arbeit,  Soziales,
Gleichstellung, Integration, Vielfalt und Antidiskriminierung, die sich derzeit in
Abstimmung  mit  den  beteiligten  Bundesländern  befindende
Verwaltungsvereinbarung  zur  Einrichtung  einer  länderübergreifenden
Geschäftsstelle abzuschließen. 

3. Dem Senat wird über den Beginn der Einführung der Bezahlkarte berichtet.“

III. Begründung des Senatsbeschlusses

Zur Begründung führt die Beschlussvorlage aus:

„Das Land Berlin hat mit Senatsbeschluss Nr. S-774/2024 vom 30.01.2024 den
Beitritt  zum  länderübergreifenden  Vergabeverfahren  zur  Auswahl  eines
Bezahlkarten-Dienstleisters  beschlossen.  Ein  weiterer  Senatsbeschluss  zur
Einführung einer Bezahlkarte bzw. des konkret ausgewählten Produktes und
der  Festlegung  der  landesspezifischen  Rahmenbedingungen  zur
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Konfigurierung der Bezahlkarte ist notwendig auf Grund der Protokollerklärung
der  Staatssekretärskonferenz  vom  29.01.2024  zur  Senatsvorlage  Nr.
S-774/2024.“ 

Der Senat trifft hierzu folgende Festlegungen:

 „1.  Die  Senatsverwaltung  für  Arbeit,  Soziales,  Gleichstellung,  Integration,
Vielfalt,  und  Antidiskriminierung  wird  in  Zusammenarbeit  mit  der
Senatsverwaltung für Finanzen beauftragt, die Bezahlkarte zu implementieren
und  hierfür  eine  landesseitige  Koordinierungsstelle  zur  Vorbereitung  und
Durchführung des Abrufs und des RollOuts einzurichten. Diese Notwendigkeit
ergibt sich aus dem Rahmenvertrag der Bundesländer mit Secupay und der
länderübergreifend vereinbarten Kooperationsstruktur mit dem Dienstleister.

 2.  Ausgabewirksame  Verpflichtungen  aufgrund  und  in  Folge  des
Leistungsabrufs (Betriebs- wie Transaktionskosten) sowie der prozess- und
verfahrenssicheren Implementierung der Bezahlkarte werden bei Bedürftigkeit
des  Einzelplans  11  aus  Verstärkungsmitteln  für  landesweite  Aufgaben  im
Zusammenhang  mit  der  Fluchtbewegung  gedeckt.  Hierzu  gehört  auch  die
Finanzierung der  Umlagen,  die  durch den Beitritt  zur  länderübergreifenden
Geschäftsstelle  anfallen  sowie  die  Personalressource  der  landesseitigen
Geschäftsstelle. 

 3. Die Bezahlkarte wird eingesetzt für die Leistungsgewährung an neu nach
Berlin  verteilte  Asylsuchende mit  Anspruch auf  Grundleistungen nach dem
Asylbewerberleistungsgesetz, die noch in einer Aufnahmeeinrichtung (AE) des
LAF untergebracht sind. 

 4. Ausgenommen von der Einführung der Bezahlkarte sind Personenkreise,
denen eine barrierefreie Nutzung der Bezahlkarte nicht möglich ist, bspw. auf
Grund von Krankheit  oder  Behinderung.  Im Rahmen der  Vorbereitung  der
Einführung werden diese Personenkreise konkret definiert werden.

 5.  Es  erfolgt  keine  Einschränkung  der  Nutzbarkeit  auf  bestimmte
Postleitzahlengebiete. 

 6. Die Nutzbarkeit der Bezahlkarte soll ohne Einschränkung auf bestimmte
Händlergruppen möglich sein. 

7.  Die Bezahlung von Waren und Dienstleistungen mit  der  Bezahlkarte im
Internet  soll  grundsätzlich  zugelassen  werden.  Einzelne  Waren  und
Dienstleistungen sollen gesperrt werden können (Prinzip der "Blacklist").

 8.  Die  mit  Blick  auf  die  politische  Zielsetzung  der  bundeseinheitlichen
Bezahlkarte  vorgesehene  Limitierung  der  Bargeldsumme  wird  auf  einen
Bargeldbetrag  von  50  €  pro  Person  einer  Bedarfsgemeinschaft  pro  Monat
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festgelegt. Die Bargeldobergrenze entfällt für die Leistungsempfangenden nach
sechs Monaten. 

 9.  Die  o.  g.  Einführungsbedingungen  werden  durch  die  SenASGIVA  in
Abstimmung mit der Senatskanzlei unter Einbeziehung der Leistungsbehörde
und der Wohlfahrtsverbände sechs Monate nach Einführung der Bezahlkarte
evaluiert. 

 10.  Der  Einführungszeitpunkt  der  Bezahlkarte  wird  nach  Schaffung  der
erforderlichen  Voraussetzungen  zwischen  der  Senatsverwaltung  für  Arbeit,
Soziales,  Gleichstellung,  Integration,  Vielfalt,  und  Antidiskriminierung,  der
Senatsverwaltung  für  Finanzen  und  der  Senatskanzlei  abgestimmt  und
bekanntgegeben.“ 

Zur weiteren Begründung wird im Beschlussentwurf ausgeführt:

„Die  Einführung  einer  Bezahlkarte  für  Leistungsberechtigte  nach  dem
Asylbewerberleistungsgesetz stellt ein umfassendes Vorhaben dar, das neben
neuen  Leistungsgewährungsprozessen  und  Abrechnungsmodalitäten  im
Rahmen des AsylbLG in der Leistungsbehörde den Anschluss eines neuen
Zahlungsmittels an das Zahlstellen- und Kassensystem des Landes Berlin (§ 70
LHO) und eine Datenschutzfolgeabschätzung (DSFA) erfordert. 

Erfolgskritisch für das Vorhaben ist die Bereitstellung von Mitteln zur Einführung
und Implementierung.  Die Prüfung der Einführungsvoraussetzungen für  die
Nutzung der  Bezahlkarte  durch  Menschen mit  Behinderungen und weitere
besonders vulnerable Personen im Sinne der EU-Aufnahmerichtlinie bedarf
besonderer Berücksichtigung. 

Im Rahmen der sich an die Einführung anschließenden Evaluation wird geprüft,
ob Anpassungen an den oben genannten Einführungsparametern erforderlich
sind. 

Das Land Hamburg hat den weiteren 13 Bundesländern, die neben Hamburg
am gemeinsamen Vergabeverfahren teilgenommen haben, ein Angebot zur
Einrichtung  einer  gemeinsamen  Geschäftsstelle  „Bezahlkarte“  in  Hamburg
vorgelegt.  Diese Geschäftsstelle  soll  Aufgaben im Zusammenhang mit  der
Einführung und Koordination der Bezahlkarte für die Länder übernehmen (z. B.
länderübergreifende Fragen des Vertragsmanagements und Controllings sowie
Anforderungsmanagement)  und  wird  damit  die  Bundesländer  von
umfangreichen notwendigen Abstimmungserfordernissen entlasten und zudem
eine abgestimmte Positionierung der beteiligten Bundesländer gegenüber dem
Dienstleister in notwendigen Fällen stärken. 

Basierend auf der Vertragsauslegung der Länder mit dem Dienstleister sind die
Länder verpflichtet worden, ebenfalls je eine landesseitige Koordinationsstelle
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einzurichten, welche die landesseitige Steuerung gegenüber dem Dienstleister
innehat und die Einführung sowie das Rollout (Abruf) koordiniert.“

IV. Normative Einordnung des Berliner Senatsbeschlusses 

Um die Vereinbarkeit des Berliner Senatsbeschlusses mit höherrangigem Recht zu
beurteilen, bedarf es der Klärung der Rechtsnatur des Berliner Senatsbeschlusses,
insbesondere  im  Zusammenhang  mit  der  für  diese  Untersuchung  maßgeblichen
Ausführung des AsylbLG. Die rechtliche Einordnung des Berliner Senatsbeschlusses
erfordert  wiederum  zum  einen  eine  Darstellung  der  maßgeblichen  (bundes-  und
landesrechtlichen) Rechtsnormen zur Ausführung des AsylbLG und zum anderen eine
Skizzierung des für das Handeln des Berliner Senats relevanten, landesverfassungs-
und einfachrechtlichen Rahmens.

1. Ausführung des AsylbLG

Nach § 10 Satz 1 AsylbLG bestimmen die Landesregierungen oder die von ihnen
beauftragten  obersten  Landesbehörden  die  für  die  Durchführung  des  AsylbLG
zuständigen  Behörden  und  Kostenträger  und  können  Näheres  zum  Verfahren
festlegen,  soweit  dies  nicht  durch  Landesgesetz  geregelt  ist.  Nach  Satz  2  der
Vorschrift können die gemäß Satz 1 bestimmten Behörden und Kostenträger ihrerseits
im Sinne einer Subdelegation Aufgaben und Kostenträgerschaft auf andere Behörden
übertragen, soweit  die Möglichkeit  der Subdelegation in der im Satz 1 genannten
Rechtsquelle ausdrücklich vorgesehen ist. Welcher der so bestimmten Leistungsträger
für  einen  Leistungsberechtigten  örtlich  zuständig  ist,  regelt  §  10a  AsylbLG;  eine
eventuelle Kostenerstattung zwischen den Leistungsträgern sieht § 10b AsylbLG vor.
Der  verfassungsrechtliche  Hintergrund  ist,  dass  die  Länder  das  AsylbLG  als
Bundesgesetz  in  Landeseigenverwaltung  gemäß  Art.  83,  84  GG  ausführen.  Die
Länder regeln somit die landesinterne sachliche und örtliche Zuständigkeit und das
Verwaltungsverfahren  zum  Vollzug  des  AsylbLG  jeweils  eigenständig.  Vorrangig
erfolgt  die  Durchführung  des  AsylbLG  durch  Landesgesetze,  andernfalls  durch
Landesverordnungen.

In  Berlin  wird  das  AsylbLG  durch  das  Gesetz  zur  Ausführung  des
Asylbewerberleistungsgesetzes (AsylbLGAG)6 ausgeführt.  §  5  Abs.  1  AsylbLGAG
ermächtigt  die  für  das  Sozialwesen  zuständige  Senatsverwaltung,  für  ihren
Geschäftsbereich  Verwaltungsvorschriften  zum  Asylbewerberleistungsgesetz  und
zum AsylbLGAG in  den  jeweils  geltenden  Fassungen zu  erlassen.  Aufgrund der
vorgenannten  Ermächtigung  gelten  in  Berlin  seit  dem  25.04.2026  die
Verwaltungsvorschriften über die Zuständigkeit für die Leistungsgewährung nach dem

6 Vom 10. Juni 1998 (GVBl. S. 129) - BRV 2170-6; zuletzt geändert durch Art. 5 G zur Umsetzung der 
gesamtstädtischen Steuerung der Unterbringung vom 1.4.2026 (GVBl. S. 154).
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Asylbewerberleistungsgesetz (VV ZustAsylbLG)7, die auf alle Leistungsberechtigten im
Sinne  des  §  1  AsylbLG  unabhängig  von  der  konkreten  Anspruchsgrundlage
anzuwenden sind. Die VV ZustAsylbLG regeln im Wesentlichen die Abgrenzung der
Zuständigkeit zwischen dem Landesamt für Flüchtlingsangelegenheiten Berlin (LAF)
und den Bezirksämtern von Berlin. Das zum 01.08.2016 errichtete LAF ist eine obere
Landesbehörde  des  Landes  Berlin,  das  am  16.04.2026  in  Landesamt  für
Flüchtlingsangelegenheiten und Unterbringung (LFU) umbenannt wurde. Bei dem LFU
handelt  es  sich  um  eine  unselbstständige  Einrichtung  der  unmittelbaren
Landesverwaltung. Als solche ist das LFU dem Berliner Senat unterstellt. Da der hier
zu untersuchende Senatsbeschluss vom 17.12.2024 zur Einführung der Bezahlkarte
zum Zeitpunkt der Erstellung dieses Rechtsgutachtens noch nicht umgesetzt war, sind
den  aktuell  geltenden  Verwaltungsvorschriften  keine  expliziten  Regelungen  zur
Zuständigkeit  für  die  Leistungsgewährung  mittels  Bezahlkarte  zu  entnehmen.
Gleichwohl dürfte mit Blick auf den beabsichtigten Einsatzbereich der Bezahlkarte,
nämlich für die Leistungsgewährung an neu nach Berlin verteilte Asylsuchende mit
Anspruch  auf  Grundleistungen  nach  dem  AsylbLG,  die  noch  in  einer
Aufnahmeeinrichtung  untergebracht  sind,  von  einer  (künftigen)  sachlichen
Zuständigkeit des LFU auszugehen sein.

2. Landesverfassungs- und einfachgesetzliche Stellung des Berliner Senats

Nach Art. 55 der Verfassung von Berlin (VvB)8 wird die Regierung in Berlin durch den
Senat ausgeübt, der aus dem Regierenden Bürgermeister und bis zu zehn Senatoren
besteht. Der Regierende Bürgermeister vertritt Berlin nach außen, führt den Vorsitz im
Senat und leitet seine Sitzungen (Art. 58 Abs. 1 VvB). Er bestimmt ferner die Richtlinien
der Regierungspolitik, die der Billigung des Abgeordnetenhauses bedürfen, überwacht
die  Einhaltung der  Richtlinien der  Regierungspolitik  und hat  das Recht,  über  alle
Amtsgeschäfte Auskunft zu verlangen (Art. 58 Abs. 2 und 3 VvB). Jedes Mitglied des
Senats leitet seinen Geschäftsbereich selbstständig und in eigener Verantwortung
innerhalb der Richtlinien der Regierungspolitik. Bei Meinungsverschiedenheiten oder
auf Antrag des Regierenden Bürgermeisters entscheidet der Senat (Art. 58 Abs. 5
VvB).

Der Senat nimmt gemäß Art. 67 Abs. 1 VvB durch die Hauptverwaltung die Aufgaben
von gesamtstädtischer Bedeutung wahr. Diese sind die Leitungsaufgaben (Planung,
Grundsatzangelegenheiten,  Steuerung,  Aufsicht),  die  Polizei-,  Justiz-  und
Steuerverwaltung sowie einzelne andere Aufgabenbereiche, die wegen ihrer Eigenart
zwingend  einer  Durchführung  durch  die  Hauptverwaltung  bedürfen.  Die  Bezirke
nehmen nach Art. 67 Abs. 2 VvB alle anderen Aufgaben der Verwaltung wahr. Der
Senat kann Grundsätze und allgemeine Verwaltungsvorschriften für die Tätigkeit der

7 ABl. Nr. 17 S. 999.
8 Vom 23. November 1995 (GVBl. S. 779) - BRV 100-1; zuletzt geändert durch Art. 1 des 19. ÄndG vom 
29.4.2026 (GVBl. S. 186).
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Bezirke erlassen. Er übt auch die Aufsicht darüber aus, dass diese eingehalten werden
und die Rechtmäßigkeit der Verwaltung gewahrt bleibt.

Konkretisiert werden die Rechtsstellung und Handlungsformen des Berliner Senats im
Gesetz über die Organisation der Landesverwaltung (Landesorganisationsgesetz –
LOG  BE)9.  Die  zentrale  Handlungsform,  um  für  eine  abstrakte  Vielzahl  von
Sachverhalten des Verwaltungsgeschehens verbindliche Festlegungen zu treffen, ist
der Erlass von Verwaltungsvorschriften nach §§ 16, 17 LOG BE, wobei nach § 16 Abs.
1  Satz  2  LOG BE die  Verwaltungsvorschriften  die  ausführenden  Behörden  nicht
hindern dürfen, im Rahmen der geltenden Rechtsvorschriften den unterschiedlichen
Einzelfällen angemessen gerecht zu werden.  Gemäß § 16 Abs. 2 LOG BE können
Verwaltungsvorschriften  insbesondere  die  Auslegung  von  Gesetzen  und
Rechtsverordnungen, Grundsätze zur Ausübung des Verwaltungsermessens und die
behördliche  Organisation  sowie  das  Verwaltungsverfahren  regeln,  soweit  keine
gesetzliche  Regelung  erforderlich  ist.  Nach  §  16  Abs.  4  LOG  BE  sind
Verwaltungsvorschriften des Landes Berlin als solche zu bezeichnen und in der jeweils
gültigen  konsolidierten  Fassung  in  einer  zentralen  Datenbank  elektronisch  zu
veröffentlichen.

3. Rechtsnatur des Senatsbeschlusses

Nach Art. 59 Abs. 1 VvB müssen die für alle verbindlichen Gebote und Verbote auf
Gesetz beruhen. Der Senatsbeschluss als eigenständige, normative Handlungsform
ist indes weder in der Berliner Verfassung noch im einfachen Berliner Landesrecht
explizit  verankert.  Um  als  Verwaltungsvorschrift  im  Sinne  des  §  16  LOG  BE
verbindliche Geltung zu beanspruchen, bedarf es einer entsprechenden Bezeichnung
und Veröffentlichung im Sinne des § 16 Abs. 4 LOG BE. 

Bei  der  Bestimmung der  Rechtsnatur  des Senatsbeschlusses scheiden alle  nach
außen  gerichteten  Handlungsformen  (Gesetz,  Verordnung,  Allgemeinverfügung,
Verwaltungsakt usw.) aus. Er richtet sich vielmehr an die nachgeordneten Behörden
oder die Berliner Bezirke. Da die Adressaten des Senatsbeschlusses keine eigene
Rechtspersönlichkeit  besitzen,  wirkt  er  zunächst  rein  intern.  Als  ein
verwaltungsinterner Akt ohne unmittelbare Außenwirkung entfaltet er seine Wirkungen
somit allenfalls im Organisations- und Verwaltungsbereich des Landes Berlin.

Dem konkret hier in Rede stehenden Senatsbeschluss vom 17.12.2024 kommt der
Charakter  einer  politischen  Willensbildung  und  Willensäußerung  verbunden  mit
Elementen einer verwaltungsinternen Weisung zur Herbeiführung einer angestrebten
Verwaltungspraxis zu. Als eine solche, verwaltungsinterne Weisung könnte er zwar auf

9 Vom 10. Juli 2025 (GVBl. S. 270) - BRV 2001-15; verkündet als Art. 1 VerwaltungsstrukturreformG vom 
10.7.2025 (GVBl. S. 270); Inkrafttreten gem. Art. 36 Absatz 1 Satz 1 dieses G am 1.1.2026.
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die in Art.  58 Abs. 2 und 5 VvB geregelten Richtlinien- und Ressortkompetenzen
gestützt werden. Seine normative Wirkung geht indes – jedenfalls nach dem aktuellen
Stand der Umsetzung – über eine auf Ermessenlenkung gerichtete Willensäußerung
gegenüber den nachgeordneten Behörden nicht hinaus. 

Ungeachtet  der  konkreten  Rechtsnatur  des  Berliner  Senatsbeschlusses  vom
17.12.2024 hätte dessen Unvereinbarkeit mit höherrangigem Recht Konsequenzen für
die Rechtsmäßigkeit der Einzelfallentscheidungen der ausführenden Behörden, wenn
sie  unter  Berufung  auf  den  Senatsbeschluss  von  einer  Ermessensausübung  im
Einzelfall absehen würden.
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C. Die Bezahlkarte im System des 
Asylbewerberleistungsrechts

I. Entwicklungshistorie und Zwecksetzung des AsylbLG

Das  AsylbLG  regelt  seit  seinem  Inkrafttreten  am  1.11.199310 mit  einer  engen
Anknüpfung an das Asyl- und Aufenthaltsrecht abschließend Umfang und Form der
Leistungen für einen in § 1 AsylbLG näher bezeichneten Personenkreis. Zugleich
bildet das AsylbLG ein eigenständiges System der Existenzsicherung neben dem der
Grundsicherung für Arbeitssuchende (SGB II) und der Sozialhilfe (SGB XII), um das
allen Menschen im Geltungsbereich des Grundgesetzes zustehenden Grundrechts auf
ein menschenwürdiges Existenzminimum zu gewährleisten. 

Die  Entwicklungshistorie  des  AsylbLG  ist  von  der  Zwecksetzung  geprägt,  die
Leistungsbemessung  unter  das  Niveau  der  „regulären“  Systeme  der
Existenzsicherung  (SGB  II  und  SGB  XII)  zu  senken,  um  zugleich  –  aus
migrationspolitischen  Motiven  –  einen  Abschreckungseffekt  zu  erzeugen.  In  der
Vergangenheit  hat  das  BVerfG  diese  Konzeption  mit  Blick  auf  den  weiten
Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers lange nicht beanstandet11 und erst mit der
Grundsatzentscheidung  vom  18.07.201212 dem  Gesetzgeber  die  Grenzen  des
gesetzgeberischen Gestaltungsspielraumes bei der Festsetzung von Leistungen nach
dem AsylbLG wie folgt aufgezeigt:

„Art.  1 Abs. 1 GG in Verbindung mit dem Sozialstaatsprinzip des Art.  20 Abs. 1
GG garantiert ein Grundrecht auf Gewährleistung eines menschenwürdigen
Existenzminimums (…).  Art. 1  Abs.  1  GG begründet  diesen  Anspruch als
Menschenrecht. Er umfasst sowohl die physische Existenz des Menschen als
auch  die  Sicherung  der  Möglichkeit  zur  Pflege  zwischenmenschlicher
Beziehungen  und  ein  Mindestmaß  an  Teilhabe  am  gesellschaftlichen,
kulturellen  und  politischen Leben.  Das Grundrecht  steht  deutschen und
ausländischen  Staatsangehörigen,  die  sich  in  der  Bundesrepublik
Deutschland aufhalten, gleichermaßen zu (…). Falls der Gesetzgeber bei
der Festlegung des menschenwürdigen Existenzminimums die Besonderheiten
bestimmter Personengruppen berücksichtigen will, darf er bei der konkreten
Ausgestaltung  existenzsichernder  Leistungen  nicht  pauschal  nach  dem

10 BGBl. 1993 I 1074.
11 Vgl. nur BVerfG 11.7.2006 – 1 BvR 293/05 = NVwZ 2007, 436.
12 BVerfG, 1 BvL 10/10, 1 BvL 2/11, BVerfGE 132, 134 = NVwZ 2012, 1024.
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Aufenthaltsstatus differenzieren. Eine Differenzierung ist nur möglich, sofern
deren Bedarf an existenznotwendigen Leistungen von dem anderer Bedürftiger
signifikant  abweicht  und  dies  folgerichtig  in  einem inhaltlich  transparenten
Verfahren  anhand des  tatsächlichen Bedarfs  gerade  dieser  Gruppe  belegt
werden kann (…).“

Mit  den  vorgenannten  Urteilen  vom  18.07.2012  sah  das  BVerfG  die  seit  1993
unverändert gebliebenen Leistungssätze des AsylbLG als „evident unzureichend“ an,
erklärte sie wegen der Unvereinbarkeit mit dem Grundrecht auf Gewährleistung eines
menschenwürdigen Existenzminimums nach Art. 1 Abs. 1 GG (Menschenwürde) in
Verbindung mit Art. 20 Abs. 1 GG (Sozialstaatsprinzip) für verfassungswidrig, forderte
den  Gesetzgeber  auf,  unverzüglich  eine  verfassungskonforme  Neuregelung  zu
schaffen  und  ordnete  zugleich  (rückwirkend)  eine  die  bisherigen  gesetzlichen
Regelungen ersetzende Übergangsregelung an. 

Der vom BVerfG ausgesprochenen Verpflichtung zur unverzüglichen Schaffung einer
Neuregelung  zur  Sicherung  des  menschenwürdigen  Existenzminimums  kam  der
Gesetzgeber  mit  dem „Gesetz  zur  Änderung des  AsylbLG und  des  SGG“13 vom
10.12.2014  mit  Wirkung  zum  01.03.2015  nach,  das  die  Übergangsregelung  des
BVerfG vom 18.07.2012 vollständig übernahm. Zeitgleich erfolgte durch das „Gesetz
zur  Verbesserung  der  Rechtsstellung  von  asylsuchenden  und  geduldeten
Ausländern“14 vom  23.12.2014,  ebenfalls  mit  Wirkung  zum  01.03.2015,  die
Abschaffung  des  Sachleistungsprinzips  bei  einer  Unterbringung  außerhalb  von
Aufnahmeeinrichtungen.

Die  entscheidende  Wende  erfolgte  mit  dem  am  24.10.2015  in  Kraft  getretenen
Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz15 vom 20.10.2015, u.a. durch die Einführung
des strengen Sachleistungsprinzips in Aufnahmeeinrichtungen. Weitere Restriktionen
erfuhr das AsylbLG – kurze Zeit später – durch das am 17.03.2016 in Kraft getretene
„Gesetz  zur  Einführung  beschleunigter  Asylverfahren  (EBeschlAsylVfG)“16 vom
11.03.2016 im Rahmen des sog. Asylpakets II.  Eine Neustrukturierung nahm der
Gesetzgeber  sodann  mit  dem  „Dritten  Gesetz  zur  Änderung  des  AsylbLG  vom
13.08.201917 mit Wirkung zum 01.09.2019 vor. 

13 BGBl I 2014, 2187; zum Gesetzgebungsverfahren vgl. BT-Drs. 18/2592, BT-Drs. 18/3000, BR-Drs. 514/14; BR-
Drs. 392/14.
14 BGBl I 2014, 2439; zum Gesetzgebungsverfahren vgl. BT-Drs. 18/3160 = BT-Drs. 18/3144, BR-Drs. 506/14,
BT-Drs. 18/3444 (Beschlussempfehlung und Bericht des Innenausschusses), Ausschussdrucksache 18(11)220 
(Materialien zur Sachverständigenanhörung vom 31.10.2014).
15 BGBl I 2015, 1722, zum Gesetzgebungsverfahren vgl. BT-Drs. 18/6185; BT-Drs. 18/6386; BR-Drs. 446/15; BR-
Drs. 447/15; BR-PlPr. 937, 367C-390A.
16 BGBl I 2016, 390, 392; zum Gesetzgebungsverfahren vgl. BT-Drs. 18/7538 v. 16.02.2016; BT-Drs. 18/7645 v. 
23.02.2016; BT-Drs. 18/7685 v. 24.02.2016.
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Von weiteren Gesetzesänderungen in  den Jahren 2020 bis  2022 im Kontext  der
COVID-19-Pandemie  abgesehen,  stellt  das  in  der  Einführung  genannte  und  mit
Wirkung  zum  16.05.2024  in  Kraft  getretene  „Gesetz  zur  Anpassung  von
Datenübermittlungsvorschriften im Ausländer- und Sozialrecht (DÜV-AnpassG)“ mit
den  umfangreichen  Änderungen  im  Leistungsrecht  und  der  Einführung  der
Bezahlkarte  als  alternative  Leistungsform  die  für  den  Gegenstand  des  hiesigen
Gutachtenauftrages relevanteste Stufe in der Entwicklungshistorie des AsylbLG dar.

II. Systematik des AsylbLG

§  1  AsylbLG  bestimmt  –  zusammen  mit  §  2  AsylbLG  –  den  sachlichen
Anwendungsbereich  des  AsylbLG:  §  1  AsylbLG  definiert  im  Absatz  1  die
Leistungsberechtigten im Sinne des AsylbLG und knüpft die Leistungsberechtigung
grundsätzlich an den Besitz eines bestimmten Aufenthaltsstatus, nimmt im Absatz 2
einen  bestimmten  Personenkreis  mit  einem  stärker  verfestigten  Bleiberecht  vom
sachlichen Anwendungsbereich wieder aus und normiert im Absatz 3 das Ende der
Leistungsberechtigung nach dem AsylbLG und damit  den Zugang zu den Regel-
Systemen der Grundsicherung nach dem SGB XII (Sozialhilfe) und/oder nach dem
SGB II (Grundsicherung für Arbeitssuchende). 

§ 2 AsylbLG regelt die sog. „Analog-Leistungsberechtigung“ und formuliert im Absatz 1
Satz  1  den  Grundsatz,  dass  diejenigen  Leistungsberechtigten,  die  sich  seit  36
Monaten ohne wesentliche Unterbrechung im Bundesgebiet aufhalten und die Dauer
des Aufenthalts nicht rechtsmissbräuchlich selbst beeinflusst haben, abweichend von
§§ 3, 4, 6 bis 7 AsylbLG Leistungen entsprechend dem SGB XII (Sozialhilfe) und (seit
1.1.2020) dem Teil 2 des SGB IX (Eingliederungshilfe) erhalten. Die Vorschrift enthält
im Absatz 2 eine Sonderregelung für die Bestimmung der Leistungsart (Geld- oder
Sachleistung) in Gemeinschaftsunterkünften und liefert die Befugnis, Leistungen auch
in Form einer Bezahlkarte erbringen zu können.

§  3  AsylbLG  mit  der  amtlichen  Überschrift  „Grundleistungen“  regelt  als  zentrale
leistungsrechtliche Norm – zusammen mit §§ 3a, 4, 5 und 6 AsylbLG einerseits sowie
§§ 7, 8, 8a und § 9 AsylbLG andererseits – den Umfang der Leistungen und definiert
dabei  zunächst  die  Begriffe  des  „notwendigen  Bedarfs“  und  des  „notwendigen
persönlichen Bedarfs“. Ferner unterscheidet die Norm zwischen Grundleistungen für in
Erstaufnahmeeinrichtungen  untergebrachte  Personen  und  solche,  die  außerhalb

17 BGBl I 2019, 1290; zum Gesetzgebungsverfahren vgl. BT-Drs. 19/10052 (Gesetzesentwurf); BR-Drs. 178/19 
(Stellungnahme des Bundesrats); BT-Drs. 19/10693 (Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses Arbeit 
und Soziales); BT-Drs. 19/10701 (Bericht des Haushaltsausschusses).
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solcher Einrichtungen untergebracht sind, und enthält eine Sonderregelung für Kinder,
Jugendliche  und  junge  Erwachsene  sowie  Modalitäten  bei  der  Gewährung  von
Geldleistungen. 

Die Bedarfssätze für die Grundleistungen nach § 3 AsylbLG werden in § 3a AsylbLG
geregelt, der – der Systematik des § 3 AsylbLG folgend – zwischen den Bedarfssätzen
für den notwendigen persönlichen Bedarf und dem notwendigen Bedarf differenziert
und  eine  Bestandsschutzregelung  im  Hinblick  auf  die  zum  01.01.2021  erfolgte
Anpassung  der  Bedarfssätze  sowie  verfassungsrechtlich  gebotene
Aktualisierungsregelungen enthält.

Regelungen  über  die  Leistungskürzung  in  Fällen,  in  denen  nach  Ansicht  des
Gesetzgebers  der  Leistungsbezug (im weitesten  Sinne)  missbräuchlich  erscheint,
enthält § 1a AsylbLG. 

III. Grundleistungen nach § 3 AsylbLG

§ 3 AsylbLG als zentrale Regelung über den Umfang der Sozialleistungen für die nach
§ 1 AsylbLG Leistungsberechtigten, die (noch) keine „Analog-Leistungen“ nach § 2
AsylbLG erhalten, verwendet – neben §§ 2 und 11 AsylbLG – in seiner seit dem
16.05.2024  geltenden  Fassung  den  Begriff  „Bezahlkarte“.  Für  die  weitere
Untersuchung ist die rechtliche Einordnung der Bezahlkarte in die Systematik des § 3
AsylbLG erforderlich. 

1. Regelleistungen

§ 3 Abs. 1 AsylbLG unterscheidet mittels Legaldefinitionen zwischen dem notwendigen
Bedarf (Satz 1) und dem notwendigen persönlichen Bedarf (Satz 2):

Der abstrakte Begriff des „notwendigen Bedarfs“, dessen Einzelheiten in § 3a AsylbLG
geregelt sind, umfasst im Sinne des physischen Existenzminimums18 den Bedarf an
Ernährung, Unterkunft, Heizung, Kleidung, Gesundheitspflege sowie Gebrauchs- und
Verbrauchsgütern des Haushalts und ist durch die zuständige Behörde aufgrund der
persönlichen  Situation  und  der  örtlichen  Gegebenheiten  unter  Beachtung  des
Menschenwürdeprinzips19 durch  die  Gewährung  entsprechender  Leistungen  zu

18 Vgl. BVerfG 18.7.2012 – 1 BvL 10/10, 1 BvL 2/11, BVerfGE 132, 134 = NVwZ 2012, 1024.
19 Vgl. VG München 4.8.2000 – M 6a E 00.2693.
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decken. Zur Deckung eventueller Mehrbedarfe ist der Rückgriff auf die Regelsysteme
(SGB XII/SGB II)20 im Wege der Analogie nicht vorgesehen, sodass diese lediglich
nach § 6 AsylbLG berücksichtigt werden können21, wenn die Leistungen im Einzelfall
zur Sicherung des Lebensunterhalts oder der Gesundheit unerlässlich, zur Deckung
besonderer  Bedürfnisse  von  Kindern  geboten  oder  zur  Erfüllung  einer
verwaltungsrechtlichen Mitwirkungspflicht erforderlich sind.

Der „notwendige persönliche Bedarf“ wird als Leistungen zur Deckung persönlicher
Bedürfnisse des täglichen Lebens definiert und soll nach der Gesetzesbegründung aus
dem Jahr 1993 Ausgaben für Verkehrsmittel, Telefon, Porto, Schreibmittel, Lesestoff,
Werkmaterial  oder  kleine  Mengen  von  Genussmitteln  beinhalten22. Inhaltlich
entsprechen  die  in  der  Gesetzesbegründung  exemplarisch  genannten  Bedarfe
weitgehend dem soziokulturellen Existenzminimum mit den persönlichen Bedarfen an
Mobilität, Information, Freizeit, Unterhaltung, Kultur, Bildung sowie Beherbergungs-
und Gaststättendienstleistungen.

2. Leistungserbringung in Aufnahmeeinrichtungen

§ 3 Abs. 2 AsylbLG regelt die Grundleistungen für die in Aufnahmeeinrichtungen im
Sinne von § 44 Abs. 1 Asylgesetz (AsylG)23 untergebrachten Leistungsberechtigten.
Auch diese Vorschrift differenziert zwischen dem „notwendigen Bedarf“, der in Sätzen
1 bis 3 geregelt wird, und dem „notwendigen persönlichen Bedarf“ in Sätzen 4 und 5.
Obgleich zur Befriedigung der Bedarfe primär Sachleistungen vorgesehen sind, lässt
die  Vorschrift  ausweislich der  Sätze 2 und 5 sowohl  bezüglich der  Deckung des
notwendigen Bedarfs  als auch hinsichtlich des notwendigen persönlichen Bedarfs
Ausnahmen bis hin zur Geldleistung zu. 

Mit der Neufassung zum 16.05.2024 ist die Bezahlkarte als weitere Leistungsform
eingeführt worden.

a) Anwendungsbereich

Der  Anwendungsbereich  des  §  3  Abs.  2  AsylbLG  bedarf  einer  Eingrenzung  in
sachlicher, persönlicher und zeitlicher Hinsicht:

20 Mehrbedarfsregelungen: § 30 SGB XII und § 21 SGB II.
21 Vgl. BSG 25.10.2018 – B 7 AY 1/18 R, ZAR 2019, 121, BeckRS 2018, 39302.
22 BT-Drs. 12/4451, 8.
23 Asylgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. September 2008 (BGBl. I S. 1798), zuletzt geändert 
durch Art. 1 des Gesetzes zur Anpassung des nationalen Rechts an die Reform des Gemeinsamen Europäischen 
Asylsystems (GEAS-Anpassungsgesetz) vom 23.4.2026 (BGBl. 2026 I Nr. 111).



19

Sachlich ist der Anwendungsbereich auf „Aufnahmeeinrichtungen“ beschränkt. Nach
der Legaldefinition des § 5 Abs. 3 AsylG handelt es sich bei dem (in § 44 Absatz 1
AsylG  nicht  näher  bestimmten)  Begriff  „Aufnahmeeinrichtung“  um  eine
Kurzbezeichnung  für  „Zentrale  Aufnahmeeinrichtung  für  Asylbewerber“.  Die
systematische Auslegung der Norm, konkret die Gegenüberstellung mit der in § 53
AsylG normierten Unterbringungsmöglichkeit in der Gemeinschaftsunterkunft, ergibt,
dass § § 44 Abs. 1 AsylG grundsätzlich die „Erstaufnahmeeinrichtung“ meint. Denn die
Unterbringung nach § 53 AsylG setzt voraus, dass der Ausländer nicht mehr in einer
Aufnahmeeinrichtung zu wohnen hat, sodass letztere der erstmaligen Unterbringung
dienen muss. Erfasst werden somit die nach § 1 AsylbLG Leistungsberechtigten, die in
einer Aufnahmeeinrichtung im vorstehenden Sinne untergebracht sind. Ist das nicht
der Fall, weil der Asylbewerber etwa in einer Gemeinschaftsunterkunft im Sinne des §
53 AsylG lebt, dann bestimmen sich die Grundleistungen nach Maßgabe des § 3 Abs.
3 AsylbLG. 

Der  persönliche Anwendungsbereich ergibt sich mittelbar aus § 47 Abs. 1 Satz 1
AsylG, wonach Ausländer,  die nach § 14 Abs. 1 AsylG den Asylantrag bei  einer
Außenstelle  des  Bundesamtes  einreichen  müssen,  verpflichtet  sind,  bis  zur
Entscheidung des Bundesamtes über den Asylantrag und im Falle der Ablehnung des
Asylantrags bis zur Ausreise oder bis zum Vollzug der Abschiebungsandrohung oder
-anordnung, in der für ihre Aufnahme zuständigen Aufnahmeeinrichtung zu wohnen.
Dieser  Grundsatz  wird  in  den  weiteren  Absätzen  des  §  47  AsylG für  bestimmte
Personengruppen modifiziert.  Damit wird von § 3 Abs. 2 AsylbLG – von Ausnahmen
abgesehen – vor allem der Personenkreis der Leistungsberechtigten nach § 1 Abs. 1
Nr. 1, 1a und 1b AsylbLG erfasst. Sind Eltern eines minderjährigen ledigen Kindes
verpflichtet, in einer Aufnahmeeinrichtung zu wohnen, so kann auch das Kind in der
Aufnahmeeinrichtung wohnen, selbst wenn es keinen Asylantrag gestellt hat (§ 47
Abs. 2 AsylG). Diese Kinder sind über § 1 Abs. 1 Nr. 6 AsylbLG gemäß § 3 Abs. 2
AsylbLG leistungsberechtigt. Unter bestimmten Voraussetzungen fallen unter § 3 Abs.
2 AsylbLG schließlich die sog. Folgeantragsteller im Sinne des § 71 AsylG.

In zeitlicher Hinsicht wird der Anwendungsbereich von § 3 Abs. 2 AsylbLG durch §§ 47
ff.  AsylG  und  ihre  komplexen  Regelungen  für  die  Wohndauer  in
Aufnahmeeinrichtungen  bestimmt.  Die  ausdifferenzierten  Regelungen  können  auf
folgende Grundsätze reduziert werden: Gemäß § 47 AsylG müssen Ausländer – von
Ausnahmen etwa nach § 47 Abs. 1 Satz 3 AsylG abgesehen – längstens 18 Monate
und Familien längstens sechs Monate in Aufnahmeeinrichtungen wohnen, wenn §§ 48,
49 AsylG nicht schon früher eine Beendigung der Verpflichtung vorsehen. Ob die
rechtliche Verpflichtung oder der tatsächliche Aufenthalt in der Aufnahmeeinrichtung
maßgeblich ist, wird im Schrifttum uneinheitlich beantwortet. Mit Blick auf die noch
darzustellende  Grundrechtsrelevanz  und  aus  systematischen Gründen ist  auf  die
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rechtliche  Verpflichtung  zum  Aufenthalt  in  der  Aufnahmeeinrichtung  abzustellen,
sodass der Anwendungsbereich der Norm beim Überschreiten der zeitlichen Grenzen
aus §§ 47 ff. AsylG ausgeschlossen ist.24 

Als Zwischenergebnis ist zu konstatieren, dass das in § 3 Abs. 2 AsylbLG grundsätzlich
verankerte  Sachleistungsprinzip  in  (Erst-)Aufnahmeeinrichtungen  für  einen
beschränkten Personenkreis und nur für einen begrenzten Zeitraum gilt.

b) Sachleistungsprinzip als Grundsatz

§ 3 Abs. 2 AsylbLG beinhaltet ein modifiziertes Sachleistungssystem25, das zwischen
Leistungen zur Deckung des notwendigen Bedarfs und Leistungen zur Deckung des
notwendigen persönlichen Bedarfs unterscheidet.

aa) Notwendiger Bedarf

Im Bezug auf den notwendigen Bedarf ist das in § 3 Abs. 2 Satz 1 AsylbLG normierte
Sachleistungsprinzip zwingend, wie die Formulierung „wird gedeckt“ verdeutlicht. Eine
Sonderregelung in Bezug auf Kleidungsbeihilfen enthält Satz 2 der Vorschrift: „Kann
Kleidung  nicht  geleistet  werden,  so  kann  sie  in  Form  von  Bezahlkarten,
Wertgutscheinen  oder  anderen  vergleichbaren  unbaren  Abrechnungen  gewährt
werden.“  

Damit  stellt  die  Bezahlkarte  eine  Form  der  anderen  vergleichbaren  unbaren
Abrechnung dar, die auch als Ersatzleistung in § 3 Abs. 2 Satz 2 und 5 AsylbLG
genannt ist, sodass bei einer Unterbringung in Aufnahmeeinrichtungen der Einsatz
einer Bezahlkarte zur Deckung des Bedarfs an Kleidung grundsätzlich möglich ist.

bb) Notwendiger persönlicher Bedarf

Hinsichtlich des notwendigen persönlichen Bedarfs bestimmen die Sätze 4 und 5 des §
3 Abs. 2 AsylbLG:

24 So auch Frerichs, in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB XII, § 3 AsylbLG Rn. 87; Hohm in: GK-AsylbLG, § 3 AsylbLG 
Rn. 90; Cantzler, AsylbLG, § 3 Rn. 23; Birk in: LPK-SGB XII, § 3 AsylbLG Rn. 9; auf den tatsächlichen Aufenthalt 
abstellend: Wahrendorf, AsylbLG, § 3 AsylbLG Rn. 19; Leopold in: Grube/Wahrendorf/Flint, SGB XII, § 3 AsylbLG
Rn. 8. Spitzlei, in: BeckOK AuslR, 47. Ed. 1.1.2026, AsylbLG § 3 Rn. 12.
25 BT-Drs. 12/4451, 8.
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„Der notwendige persönliche Bedarf soll durch Sachleistungen gedeckt werden,
soweit  dies  mit  vertretbarem  Verwaltungsaufwand  möglich  ist.  Sind
Sachleistungen für den notwendigen persönlichen Bedarf nicht mit vertretbarem
Verwaltungsaufwand  möglich,  können  auch  Leistungen  in  Form  von
Bezahlkarten,  Wertgutscheinen,  von  anderen  vergleichbaren  unbaren
Abrechnungen oder von Geldleistungen gewährt werden.“

Obgleich  auch  für  den  notwendigen  persönlichen  Bedarf  grundsätzlich  das
Sachleistungsprinzip gilt, wird es (im Vergleich zum notwendigen Bedarf) sowohl auf
der Tatbestands- als auch auf der Rechtsfolgenseite eingeschränkt.

(1) Nicht vertretbarer Verwaltungsaufwand

Tatbestandlich  setzt  die  Norm  voraus,  dass  die  Sachleistungsgewährung  mit
„vertretbarem Verwaltungsaufwand“ möglich sein muss. Bei einem „nicht vertretbaren
Verwaltungsaufwand“  können  Leistungen  in  Form  von  Bezahlkarten,
Wertgutscheinen,  von  anderen  vergleichbaren  unbaren  Abrechnungen  oder  von
Geldleistungen gewährt werden. 

Weder dem Gesetzeswortlaut noch der Gesetzesbegründung ist zu entnehmen, wie
der Begriff „vertretbarer Verwaltungsaufwand“ zu definieren ist, der als unbestimmter
Rechtsbegriff der vollen gerichtlichen Nachprüfung unterliegt. Hinzu kommt, dass die
Norm auf der Rechtsfolgenseite mit der Formulierung „soll“ ein intendiertes Ermessen
enthält,  das in der Regel als „muss“ und in atypischen Einzelfällen als „kann“ zu
verstehen  ist.  Das  Zusammenwirken  zwischen  dem im  Tatbestand  verwendeten,
unbestimmten Rechtsbegriff des „vertretbaren Verwaltungsaufwands“ und dem in der
Rechtsfolge  mit  dem  Begriff  „soll“  verankerten,  intendierten  Ermessen  wirft
Auslegungsfragen auf, die u.a. auch den Gegenstand des hiesigen Gutachtenauftrags
betreffen:

Die Verknüpfung des Tatbestandes („nicht vertretbarer Verwaltungsaufwand“) und der
Rechtsfolge („soll“) bedeutet, dass ein Abweichen vom Sachleistungsprinzip nur dann
möglich  ist,  wenn  mit  der  Sachleistungsgewährung  ein  nicht  vertretbarer
Verwaltungsaufwand verbunden ist.26

26 Vgl. nur Deibel, ZFSH/SGB 2015, 704, 705.
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Ursprünglich sollte § 3 Abs. 2 Satz 5 AsylbLG (bis 31.12.2019: § 3 Abs. 1 Satz 6
AsylbLG) für Leistungen zur Deckung persönlicher Bedürfnisse des täglichen Lebens
lauten: „Diese sollen durch Sachleistungen gedeckt werden“.27 Eine Abweichung vom
Sachleistungsprinzip  war  nach  Satz  7  des  Entwurfs  von  den  Umständen  des
Einzelfalls  abhängig:  „wenn  nach  den  Umständen  erforderlich“.28 In  der  Gesetz
gewordenen  Fassung  wurde  hingegen bestimmt,  „dass  vom Sachleistungsprinzip
abgewichen  werden  kann,  soweit  es  nicht  mit  vertretbarem Verwaltungsaufwand
umsetzbar ist“.29

Bei  der  Auslegung  des  Tatbestandsmerkmals  des  „vertretbaren
Verwaltungsaufwands“ steht den Behörden – trotz der besonderen Sachkompetenz –
kein  Einschätzungs-  oder  Beurteilungsspielraum  zu.  Denn  als  unbestimmter
Rechtsbegriff  unterliegt  das Merkmal  der  vollen gerichtlichen Überprüfung.  Dieser
Befund entspricht der folgenden normtheoretischen Erwägung:

Legt man die im deutschen Rechtssystem als Regelfall anerkannte Konditionalstruktur
der  Norm,  also  die  sog.  „Wenn-Dann-Struktur“,  zugrunde,  wird  die  Norm  in
Tatbestands- („Wenn-Teil“) und Rechtsfolgenseite („Dann-Teil“) unterteilt. Damit die
Tatbestandsseite der Norm als „allgemeines Gesetz“ Geltung beanspruchen kann,
muss sie einen hinreichenden Abstraktionsgrad aufweisen. Zu diesem Zweck greift der
Gesetzgeber  auf  unbestimmte  Rechtsbegriffe  zurück.  Dadurch  öffnen  sich  in  der
Rechtsanwendung Auslegungsräume, die zu unterscheiden sind von denjenigen auf
der Rechtsfolgenseite der Norm, die als „Ermessen“ bezeichnet werden.

Die Konkretisierungsfähigkeit und -bedürftigkeit der abstrakten Tatbestandsseite, also
der unbestimmten Rechtsbegriffe, besagt indes nichts über die Frage, inwieweit damit
eine Ermächtigung der Behörden zur letztgültigen Entscheidung einhergeht. Nur wenn
die durch die Behörden vorgenommene Tatbestandskonkretisierung und -ausfüllung
der  Kontrolle  durch  Gerichte  (ganz  oder  teilweise)  entzogen  ist,  kann  von  einer
Letztentscheidungsmacht  der  Verwaltung  gesprochen  werden.  Wenn  in  der
Normtheorie von „Beurteilungsspielraum“ oder „Einschätzungsprärogative“ die Rede
ist,  meint  man  in  der  Regel  diese  Letztentscheidungsmacht  der  Exekutive,  die
grundsätzlich in einem Spannungsverhältnis zur Rechtsschutzgarantie des Art.  19
Abs. 4 Satz 1 GG und der Gesetzesbindung der Gerichte nach Art. 20 Abs. 3 GG steht.
Verwaltungshandeln  unterliegt  daher  grundsätzlich  der  vollständigen  gerichtlichen
Nachprüfung in rechtlicher und tatsächlicher Hinsicht.30 

27 Vgl. BT-Drs. 18/6185, S. 11.
28 BT-Drs. 18/6185, S. 11.
29 BT-Drs. 18/6386, S. 14.
30 Vgl. nur BVerfGE 15, 275 = NJW 1963, 803.



23

Für  die  Annahme behördlicher  Letztentscheidungsrechte  als  Ausnahmen von der
soeben  hergeleiteten,  grundsätzlichen  Pflicht  der  Gerichte,  die  angefochtenen
Verwaltungsakte in rechtlicher und tatsächlicher Hinsicht vollständig nachzuprüfen,
bedürfte es eines expliziten, jedenfalls aber impliziten, Hinweises im Gesetz.31 Ein
solcher  Hinweis  für  einen  die  gerichtliche  Kontrolle  ausschließenden
Einschätzungsspielraum  der  Behörden  ist  indes  weder  dem  Wortlaut  noch  der
Begründung des AsylbLG zu entnehmen. Dies vorausgeschickt, soll im Folgenden der
Versuch einer Auslegung unternommen werden:

 

Das  Tatbestandsmerkmal  „Verwaltungsaufwand“,  der  durch  die
Sachleistungsgewährung entsteht, bemisst sich nach objektiven Umständen vor Ort,
wie etwa organisatorische Schwierigkeiten oder Versorgungsengpässe, dem Umfang
der Leistungen (Anzahl der Bewilligungsadressaten) und nach der Art des Bedarfs, der
durch diese Leistungen gedeckt werden soll.  Der „notwendige persönliche Bedarf“
umfasst  im Sinne des soziokulturellen  Existenzminimum Leistungen zur  Deckung
persönlicher Bedürfnisse des täglichen Lebens und soll die Möglichkeit zur Pflege
zwischenmenschlicher  Beziehungen  und  ein  Mindestmaß  an  Teilhabe  am
gesellschaftlichen, kulturellen und politischen Leben sichern. Dieser Bedarf ist mithin
begriffsnotwendig  in  hohem  Maße  durch  subjektive  Vorstellungen  der
Leistungsberechtigten determiniert. Als solche sind sie für eine Befriedigung mittels
Sachleistungen bzw.  in  Form von  Gutscheinen  oder  von  anderen  vergleichbaren
unbaren Abrechnungen in einem nur begrenzten Umfang geeignet. 

Um  die  Vertretbarkeit  des  Verwaltungsaufwands,  der  durch  die
Sachleistungsgewährung  entsteht,  beurteilen  zu  können,  bedarf  es  zudem  eines
Vergleichs  mit  dem  Verwaltungsaufwand,  der  durch  eine  alternative
Leistungserbringung  entstünde.  Dabei  entspricht  es  der  allgemeinen
Lebenserfahrung,  dass  das  Sachleistungsprinzip  stets  mit  einem  personellen,
sächlichen,  zeitlichen,  finanziellen,  organisatorischen  und  logistischen  Aufwand
einhergeht, der regelmäßig höher sein dürfte als der Verwaltungsaufwand etwa bei der
Gewährung  von  Geldleistungen.  Ob  allein  dieser  Umstand  die  Unvertretbarkeit
begründet, ist nicht geklärt. Verneint man diese Frage mit Blick auf die Teleologie des
Gesetzes, wird zu prüfen sein, welcher Mehraufwand „noch“ vertretbar und welcher
„nicht mehr“ vertretbar sei. Indizien zur Bestimmung der Grenze der Vertretbarkeit des
(zusätzlichen) Verwaltungsaufwands sind allerdings nicht erkennbar. Zu Recht wird
daher die Formulierung als „Leerformel“ bezeichnet, die es ermöglicht, für die Deckung
des notwendigen persönlichen Bedarfs bei der bisherigen Form der Geldleistung zu
bleiben.32 Andere Stimmen in der Literatur sehen sogar einen Verstoß gegen das
verfassungsrechtliche Bestimmtheitsgebot, nach dem eine gesetzliche Ermächtigung

31 Vgl. nur BVerfG v. 31.05.2011 - 1 BvR 857/07 - juris Rn. 68 ff. m.w.N.
32 Deibel, ZFSH/SGB 2015, 704, 705.
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der Exekutive zur Vornahme von Verwaltungsakten nach Inhalt, Zweck und Ausmaß
hinreichend bestimmt und begrenzt sein muss.33

Ungeachtet der vorstehenden Bedenken verfassungsrechtlicher und methodischer Art
wird im Schrifttum der Versuch unternommen, eine normative Anknüpfung für die
Beurteilung der „Vertretbarkeit“ des Mehraufwands zu finden. Im Kern geht es um eine
Verhältnismäßigkeitsprüfung  der  Mehrkosten  einer  Sachleistungsgewährung
gegenüber  den Kosten einer  anderen Art  und Weise der  Bedarfsdeckung,  wobei
Vergleichsmaßstab  regelmäßig  die  Geldleistung  mit  dem  wohl  geringsten
Verwaltungsaufwand sein dürfte. In Ermangelung anderweitiger Parameter wird auf
den Begriff der unverhältnismäßigen Mehrkosten im Sinne des § 9 Abs. 2 Satz 3 SGB
XII  abgestellt,  sodass  Mehrkosten  von  bis  zu  20%  in  aller  Regel  nicht  als
unverhältnismäßig  angesehen  werden.  Auf  die  Leistungserbringung  nach  dem
AsylbLG  übertragen,  bedeutet  dies,  dass  der  mit  der  Sachleistung  verbundener
Verwaltungsaufwand dann nicht mehr vertretbar ist, wenn er den mit der Geldleistung
einhergehenden Verwaltungsaufwand um 20% oder mehr überschreitet.34

(2) Auswahlermessen der Verwaltung

Scheidet die Gewährung von Sachleistungen tatbestandlich wegen des unvertretbaren
Verwaltungsaufwands  oder  auf  der  Rechtsfolgenseite  wegen  des  atypischen
Einzelfalls aus, regelt § 3 Abs. 2 Satz 5 AsylbLG, dass dann Leistungen in Form von
Bezahlkarten,  Wertgutscheinen,  von  anderen  unbaren  Abrechnungen  oder  von
Geldleistungen gewährt werden können.

Ob die vorgenannten Ersatzleistungsarten in einem Rangverhältnis zueinanderstehen,
d.h. Bezahlkarten vor Wertgutscheinen, Wertgutscheine vor (vergleichbaren) anderen
unbaren  Abrechnungen  und  diese  vor  Geldleistungen,  wird  im  Schrifttum
unterschiedlich  beantwortet.35  Die  Argumente  für  die  Annahme  eines  solchen
Rangverhältnisses vermögen im Ergebnis nicht zu überzeugen. Dem Wortlaut des
Gesetzes  ist  eine  Rangordnung  der  enumerativ  aufgezählten  Möglichkeiten  der
Leistungsgewährung nicht zu entnehmen. Hätte der Gesetzgeber ein Rangverhältnis
der Leistungsformen beabsichtigt,  hätte er diesen Willen unschwer zum Ausdruck
bringen können. Da auch die Gesetzesbegründung keine expliziten Hinweise für die
Annahme eines Rangverhältnisses liefert, ist denjenigen Stimmen im Schrifttum zu
folgen,  die  den  zuständigen  Behörden  eine  Wahlfreiheit  bei  der  Form  der
Leistungsgewährung zusprechen.  Die  Norm sieht  in  der  Rechtsfolge folglich  eine

33 So etwa Frerichs, in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB XII, § 3 AsylbLG, Rn. 112 m.w.N.
34 Vgl. ausführlich mit zahlreichen Nachweisen Frerichs, in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB XII, § 3 AsylbLG, Rn. 
113 ff.
35 Zum Meinungsstand vgl. Frerichs, in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB XII, § 3 AsylbLG, Rn. 116 m.w.N.
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Ermessensentscheidung über  die  Art  der  Leistung vor,  die  als  Auswahlermessen
bezeichnet werden kann. 

Bei der Ausübung des Auswahlermessens hat die Behörde eine Entscheidung über die
Art und Weise der Leistungserbringung zu treffen, die im Einklang mit höherrangigem
Recht,  insbesondere  dem  Verfassungsrecht,  stehen  muss.  Das  Erfordernis  des
Auswahlermessens im Sinne einer Ermessensentscheidung über die Art der Leistung
kann auch auf die Gesetzesbegründung gestützt werden, in der mehrfach betont wird,
dass  den  Leistungsbehörden  hinsichtlich  der  Art  der  Leistungserbringung  ein
Ermessen zusteht, um örtlichen Besonderheiten und unterschiedlichen Lebenslagen
Rechnung  tragen  zu  können36.  Bei  der  Ausübung  des  Ermessens  sind  der
Gesetzeszweck der Beseitigung möglicher Fehlanreize durch die Ausgabe von Geld,
aber  auch  das  öffentliche  Interesse  an  einer  sparsamen  Verwendung  von
Steuermitteln  (keine  unverhältnismäßigen  Mehrkosten)  sowie  Wünsche  und
persönliche Verhältnisse der Berechtigten (z.B.  familiäre Verhältnisse,  persönliche
Bedürfnisse kultureller, religiöser oder gesundheitlicher Art) zu berücksichtigen.37 

3. Leistungserbringung außerhalb von Aufnahmeeinrichtungen 

Für die Leistungserbringung außerhalb von Aufnahmeeinrichtungen gilt § 3 Abs. 3
AsylbLG:

„Bei einer Unterbringung außerhalb von Aufnahmeeinrichtungen im Sinne des §
44 Absatz 1 des Asylgesetzes wird vorbehaltlich des Satzes 2 der notwendige
Bedarf  durch  Geld-  oder  Sachleistungen  oder  in  Form  von  Bezahlkarten,
Wertgutscheinen oder anderen unbaren Abrechnungen gedeckt. Der Bedarf für
Unterkunft,  Heizung  und  Hausrat  sowie  für  Wohnungsinstandhaltung  und
Haushaltsenergie  wird,  soweit  notwendig  und  angemessen,  gesondert  als
Geld- oder Sachleistung oder mittels Bezahlkarte erbracht. Absatz 2 Satz 3 ist
entsprechend  anzuwenden.  Der  Bedarf  für  Unterkunft  und  Heizung  kann
abweichend von Satz 2 als Direktzahlungen entsprechend § 35a Absatz 3 des
Zwölften  Buches  Sozialgesetzbuch  an  den  Vermieter  oder  andere
Empfangsberechtigte  erfolgen.  Der  notwendige  persönliche  Bedarf  ist
vorbehaltlich  der  Sätze  6  und  7  in  Form  von  Bezahlkarten  oder  durch
Geldleistungen zu decken. Soweit der notwendige persönliche Bedarf oder der
Bedarf  für  Haushaltsenergie  nicht  mittels  der  Bezahlkarte  gedeckt  werden
können,  sind  diese  als  Geldleistung  zu  erbringen.  In

36 Vgl. etwa BT-Drs. 20/11006, S. 101 f
37 Frerichs, in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB XII, § 3 AsylbLG, Rn. 117.1. ff.; zum behördlichen Ermessen beim 
Vollzug der Bezahlkarte im AsylbLG vgl. auch Sperl, InfAuslR 2025, 404.
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Gemeinschaftsunterkünften im Sinne von § 53 des Asylgesetzes kann der
notwendige persönliche Bedarf soweit wie möglich auch durch Sachleistungen
gedeckt werden.“

Die aktuelle Fassung des § 3 Abs. 3 AsylbLG verzichtet – abweichend von der früheren
Rechtslage – auf den Vorrang der Geldleistung als primäre Leistungserbringungsform
außerhalb der Aufnahmeeinrichtung und regelt nunmehr Geld- oder Sachleistungen
oder eine Leistungsgewährung in der Form der Bezahlkarte für  den notwendigen
Bedarf alternativ nebeneinander. Dies kommt nicht zuletzt durch die Verwendung des
Begriffs „oder“ in der Aufzählung zum Ausdruck. Für den notwendigen persönlichen
Bedarf gilt das „Nebeneinander“ für Geldleistungen und den Einsatz von Bezahlkarten.
Lediglich in Gemeinschaftsunterkünften im Sinne des § 53 AsylG soll der notwendige
persönliche Bedarf soweit wie möglich durch Sachleistungen gedeckt werden, womit
dem Sachleistungsprinzip wieder Vorrang eingeräumt wird.

Mit Blick auf den Gegenstand des Berliner Senatsbeschlusses vom 17.12.2024, der
auf die Leistungserbringung in Aufnahmeeinrichtungen beschränkt ist, wird auf eine
weitere  Darstellung  der  einzelnen  Rechtsfragen  im  Zusammenhang  mit  der
Leistungserbringung außerhalb der Aufnahmeeinrichtungen verzichtet und wegen der
im Zusammenhang mit der Bezahlkarte stehenden Aspekte auf die Ausführungen in
vor- und nachgehenden Abschnitten sinngemäß verwiesen.

IV. Begriff und Zwecksetzung der Bezahlkarte

1. Definition der Bezahlkarte

Der  Begriff  der  Bezahlkarte  wird  im  AsylbLG  nicht  legaldefiniert.38 Nach  den
Ausführungen in der Begründung der Beschlussempfehlung und des Berichts des
Ausschusses für  Inneres und Heimat39 sei  ein Bezahlkarte eine guthabenbasierte
Karte mit  Debitfunktion (ohne Kontobindung).40 Sie diene als Bargeldsurrogat und
ermögliche eine elektronische Bezahlung in Geschäften und bei Dienstleistern. Soweit
eine  Bezahlkarte  eine  Bargeldabhebefunkton beinhalte,  handele  es  sich  bei  dem
abhebbaren  Betrag  um  eine  Geldleistung.41 Ist  das  Kartenguthaben  hingegen
verschiedenen Einschränkungen unterworfen, kann nicht mehr von einer Geldleistung

38 Zu weiteren „fehlenden“ Regelungen im Gesetz vgl. Siefert, jurisPR-SozR 22/2024 Anm. 1.
39 BT-Drs. 20/11006, 101.
40 Zur Bezahlkarte als neue Form der Leistungserbringung nach dem AsylbLG vgl. Deibel/Hohm, ZFSH/SGB 2024,
304 ff.
41 Vgl. auch Begründung des Gesetzesentwurfs der Fraktion CDU/CSU vom 19.3.2024, BT-Drs. 20/10722, 6.
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ausgegangen werden.42 Anders als eine klassische EC-Karte ist die Bezahlkarte nicht
mit einem Bankkonto verknüpft, sondern wird direkt um das entsprechende Guthaben
aufgeladen. Allein an diesen Merkmalen ist zu beurteilen, ob es sich bei einem zur
Verfügung gestellten „Zahlungsmittel“ um eine Bezahlkarte im Sinne des Gesetzes
handelt.43 

2. Zwecksetzung der Bezahlkarte

Mit  Wirkung zum 16.5.2024 hat  der  Bundesgesetzgeber  die Bezahlkarte als  eine
mögliche  Methode  der  Leistungserbringung  ausdrücklich  in  den  §§  2,  3  und  11
AsylbLG  genannt  und  damit  die  Kontroverse  über  die  ermessenstechnische
Zulässigkeit der Leistungsgewährung mittels Bezahlkarten beendet.44 Welche weiteren
Ziele der Bundesgesetzgeber mit der expliziten Nennung der Bezahlkarte verfolgt, ist
im Wege der historischen Auslegung zu ermitteln.

Mit  der  intendierten  Vereinheitlichung  der  behördlichen  Praxis  bei  der
Leistungsgewährung  verspricht  sich  der  Bundesgesetzgeber  zunächst  eine
Reduzierung  des  Verwaltungsaufwand,45 wobei  die  Prämissen  des
Bundesgesetzgebers im Schrifttum teilweise stark angezweifelt werden.46 

Die im Rahmen des Diskurses teilweise behauptete These, die Bezahlkarte sei mit
Blick auf den „Leistungsmissbrauch“ durch Heimatüberweisungen gerechtfertigt, findet
sich zwar sinngemäß im folgenden (gescheiterten) Gesetzesantrag des Freistaats
Bayern vom 06.12.202347:

„Es kommen zu viele Asylsuchende nach Deutschland, deren Asylverfahren
keine Aussicht auf Erfolg hat. Im Vergleich zu anderen europäischen Staaten
kommen überdurchschnittlich viele Asylsuchende nach Deutschland. Ein Grund
hierfür ist der hohe Standard der Sozialleistungen und insbesondere die Höhe
der  verfügbaren  Bargeldbeträge.  Die  Bedarfe  von  AsylbLG-
Leistungsberechtigten, die nicht mehr in einer Aufnahmeeinrichtung wohnen,
werden aktuell überwiegend durch (Bar-)Geldauszahlungen gedeckt, soweit sie
nicht durch Sachleistungen gedeckt werden. Hohe Summen werden durch die

42 Vgl. ausführlich Seidl, info also 2024, 195 ff.
43 Decker, in: BeckOK MigR, AsylbLG § 2 Rn. 42.
44 Vgl. eingehend Spitzlei, InfAuslR 2024, 293 und InfAuslR 2024, 353.
45 Vgl. BT-Drs. 20/11006, S. 101.
46 Vgl. etwa Gesellschaft für Freiheitsrechte, FAQ zur Bezahlkarte, Nr. 9, abrufbar unter: 
https://freiheitsrechte.org/themen/gleiche-rechte-und-soziale-teilhabe/faq-bezahlkarte.
47 BR-Drs. 637/23, S. 1.
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Leistungsberechtigten  in  ihre  Heimatländer  rücküberwiesen  und  auch
Schlepper werden damit bezahlt.“ 

(Hervorhebung nur hier)

Abgesehen  davon,  dass  diese  These  im weiteren  Gesetzgebungsverfahren  nicht
weiterverfolgt  wurde,  fehlt  es  an  einem  empirischen  Beleg  für  die  aufgestellte
Behauptung.48 Gleiches gilt für die verfassungsrechtlich bedenkliche und soziologisch
überholte und im Kontext der Bezahlkarte, etwa im vorgenannten Gesetzesantrag des
Freistaats Bayern, geäußerte migrationspolitische These, mit der Bezahlkarte sog.
Pull-Faktoren reduzieren zu können.49 Nicht zuletzt wegen der fehlenden empirischen
Grundlagen  für  die  beiden  These  finden  sie  in  der  hier  maßgeblichen
Gesetzesbegründung keinen expliziten Niederschlag als gesetzgeberisches Motiv.

48 Vgl. Frerichs, in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB XII, § 3 AsylbLG Rn. 47 mit Verweis auf die Antwort der 
Bundesregierung in BT-Drs. 20/10292, S. 33.
49 Vgl. Eichfeld, ZAR 2025, 268; Seidl, NZS 2024, 626.
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D. Vereinbarkeit des Berliner Senatsbeschlusses mit 
höherrangigem Bundes- und Verfassungsrecht

Nach Art. 31 GG bricht Bundesrecht Landesrecht. Der Berliner Senatsbeschluss vom
17.12.2024  muss  daher  zunächst  am Maßstab  des  höherrangigen  Bundesrechts
gemessen  werden.  Zum  höherrangigen  Bundesrecht  gehören  das  AsylbLG  auf
einfachgesetzlicher  Ebene  und  das  Grundgesetz  auf  der  Ebene  des
Verfassungsrechts.  Diese  Vereinbarkeitsprüfung  setzt  zum  einen  eine  inzidente
Prüfung der Vereinbarkeit des einfachen Bundesrechts, konkret die Regelungen über
die Bezahlkarte im AsylbLG, mit dem Grundgesetz und zum anderen die ebenfalls
inzidente  Prüfung  voraus,  ob  der  Berliner  Senatsbeschluss  die  im  Wege  der
verfassungskonformen  Auslegung  ermittelnden  Ermessensspielräume  bei  der
Umsetzung  des  einfachen  Bundesrechts  im  Einklang  mit  höherrangigem  Recht
ausfüllt.

I. Verfassungsmäßigkeit der Bezahlkarte

Die  Verfassungsmäßigkeit  der  Bezahlkarte,  insbesondere  im  Kontext  der
Leistungserbringung nach § 3 AsylbLG, ist zum einen am Maßstab des Grundrechts
auf Gewährleistung des menschenwürdigen Existenzminimums aus Art. 1 Abs. 1 GG
(Menschenwürde) in Verbindung mit Art. 20 Abs. 1 GG (Sozialstaatsprinzip) und zum
anderen am Maßstab der Gleichheitssätze des Art. 3 GG zu messen.

1. Grundrecht auf Gewährleistung des menschenwürdigen Existenzminimums

Nach der gefestigten Rechtsprechung des BVerfG50 gewähren die Menschenwürde
(Art. 1 Abs. 1 GG) und das Sozialstaatsprinzip (Art. 20 Abs. 1 GG) einen unmittelbaren
verfassungsrechtlichen  Leistungsanspruch  auf  das  menschenwürdige
Existenzminimum, das sowohl die physische Existenz des Menschen als auch die
Sicherung der  Möglichkeit  zur  Pflege zwischenmenschlicher  Beziehungen und zu
einem Mindestmaß an Teilhabe am gesellschaftlichen,  kulturellen  und politischen
Leben  umfasst.  Da  aber  der  Umfang  der  Leistungen  nicht  unmittelbar  aus  dem
Grundgesetz  hergeleitet  werden  kann,  sondern  von  den  gesellschaftlichen
Anschauungen  über  das  für  ein  menschenwürdiges  Dasein  Erforderliche,  der
konkreten Lebenssituation des Hilfebedürftigen sowie den jeweiligen wirtschaftlichen

50 BVerfG v. 09.02.2010 - 1 BvL 1/09, 1 BvL 3/09, 1 BvL 4/09 - BVerfGE 125, 175 = NZS 2010, 270 ff. (sog. 
Regelsatzurteil); BVerfG v. 18.07.2012 - 1 BvL 10/10, 1 BvL 2/11 - BVerfGE 132, 134.
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und technischen Gegebenheiten abhängt, steht dem Gesetzgeber bei der Bestimmung
der Leistungen ein Gestaltungsspielraum zu, der die Beurteilung der tatsächlichen
Verhältnisse  ebenso  wie  die  wertende  Einschätzung  des  notwendigen  Bedarfs
umfasst. Dabei muss der Gesetzgeber alle existenznotwendigen Aufwendungen in
einem transparenten und sachgerechten Verfahren nach dem tatsächlichen Bedarf
bemessen und das ermittelte Ergebnis fortwährend überprüfen und weiterentwickeln.

Bei  der  Ausgestaltung  eigenständiger  Sicherungssysteme  für  ausländische
Staatsangehörige darf der Gesetzgeber nicht pauschal nach dem Aufenthaltsstatus
differenzieren,  sondern  allein  nach  einem  signifikant  von  dem  Bedarf  anderer
Bedürftiger abweichenden Bedarf an existenznotwendigen Leistungen. Dieser muss in
einem inhaltlich transparenten Verfahren anhand des tatsächlichen Bedarfs gerade
dieser Gruppe belegt werden. Hierzu führt das BVerfG51 weiter aus:

 

 „Ob und in welchem Umfang der Bedarf an existenznotwendigen Leistungen
für  Menschen  mit  nur  vorübergehendem  Aufenthaltsrecht  in  Deutschland
gesetzlich  abweichend  von  dem  gesetzlich  bestimmten  Bedarf  anderer
Hilfebedürftiger bestimmt werden kann, hängt allein davon ab, ob wegen eines
nur  kurzfristigen  Aufenthalts  konkrete  Minderbedarfe  gegenüber
Hilfsempfängern  mit  Daueraufenthaltsrecht  nachvollziehbar  festgestellt  und
bemessen werden können. Hierbei ist auch zu berücksichtigen, ob durch die
Kürze des Aufenthalts Minderbedarfe durch Mehrbedarfe kompensiert werden,
die typischerweise gerade unter den Bedingungen eines nur vorübergehenden
Aufenthalts  anfallen.  Auch  hier  kommt  dem  Gesetzgeber  ein
Gestaltungsspielraum zu, der die Beurteilung der tatsächlichen Verhältnisse
dieser Personengruppe wie auch die wertende Einschätzung ihres notwendigen
Bedarfs umfasst (vgl. BVerfGE 125, 175 <225>), aber nicht davon entbindet,
das  Existenzminimum  hinsichtlich  der  konkreten  Bedarfe  zeit-  und
realitätsgerecht zu bestimmen.

Lassen sich tatsächlich spezifische Minderbedarfe bei einem nur kurzfristigen,
nicht auf Dauer angelegten Aufenthalt feststellen, und will der Gesetzgeber die
existenznotwendigen Leistungen für eine Personengruppe deshalb gesondert
bestimmen, muss er sicherstellen, dass die gesetzliche Umschreibung dieser
Gruppe hinreichend zuverlässig  tatsächlich  nur  diejenigen erfasst,  die  sich
regelmäßig nur kurzfristig in Deutschland aufhalten. Dies lässt sich zu Beginn
des Aufenthalts nur anhand einer Prognose beurteilen. Diese bemisst sich zwar
nicht allein, aber auch am jeweiligen Aufenthaltsstatus. Dabei ist stets dessen
Einbindung in die tatsächlichen Verhältnisse zu berücksichtigen.

51 Urteil v. 18.07.2012 - 1 BvL 10/10, 1 BvL 2/11 - juris Rn. 74 bis 76.
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Eine Beschränkung auf ein durch etwaige Minderbedarfe für Kurzaufenthalte
geprägtes Existenzminimum ist unabhängig vom jeweiligen Aufenthaltsstatus
und  ohne  Rücksicht  auf  die  Berechtigung  einer  ursprünglich  gegenteiligen
Prognose  jedenfalls  dann  nicht  mehr  gerechtfertigt,  wenn  der  tatsächliche
Aufenthalt  die Spanne eines Kurzaufenthalts deutlich überschritten hat.  Für
diese Fälle ist ein zeitnaher, an den Gründen des unterschiedlichen Bedarfs
orientierter  Übergang  von  den  existenzsichernden  Leistungen  für
Kurzaufenthalte zu den Normalfällen im Gesetz vorzusehen.“ 

Das menschenwürdige Existenzminimum ausländischer Staatsangehöriger muss in
jedem Fall und zu jeder Zeit – auch bei einem nur kurzen oder vorübergehenden
Aufenthalt in Deutschland – sichergestellt werden. Dabei können migrationspolitische
Erwägungen, die Leistungen an Asylbewerber und Flüchtlinge niedrig zu halten, um
Anreize für Wanderungsbewegungen durch ein im internationalen Vergleich eventuell
hohes  Leistungsniveau  zu  vermeiden  (sog.  Pull-Faktor),  von  vornherein  kein
Absenken  des  Leistungsstandards  unter  das  physische  und  soziokulturelle
Existenzminimum rechtfertigen. Das BVerfG52 betont unmissverständlich: 

„Die  in  Art.  1  Abs.  1  GG  garantierte  Menschenwürde  ist
migrationspolitisch nicht zu relativieren.“

Das BVerfG erteilt damit den (ursprünglichen) Vorstellungen des Gesetzgebers, das
AsylbLG sei ein bloßer Annex des Asylverfahrens- und Aufenthaltsrechts,53 eine klare
Absage  und  bestätigt  auch  für  Ausländer  die  volle  Grundrechtsgarantie  aus  der
Menschenwürde  und  dem  Sozialstaatsprinzips.54 Vor  dem  Hintergrund  der
vorangestellten  Vorgaben  des  BVerfG  zu  der  Pflicht  des  Staates,  das
menschenwürdige Existenzminimum jedes Einzelnen zu gewährleisten, begegnen die
aktuellen Regelungen des AsylbLG ernsthaften, verfassungsrechtlichen Bedenken.
Zutreffend  weist  Frerichs55 darauf  hin,  dass  die  Ausführungen  in  dem
Vorlagebeschluss des LSG Niedersachsen-Bremen56 zu der Verfassungswidrigkeit der
für das Jahr 2018 festgesetzten Geldleistungen sich inhaltlich ohne Weiteres auch auf
die seit 01.09.2019 geltenden Leistungssätze übertragen lassen.

52 BVerfG, a.a.O. Rn. 95
53 Vgl. BT-Drs. 12/4451, S. 5.
54 Vgl. ausführlich Frerichs, in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB XII, § 3 AsylbLG Rn. 50 ff.
55 Frerichs, in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB XII, § 3 AsylbLG Rn. Rn. 55.
56 LSG Niedersachsen-Bremen v. 26.01.2021 - L 8 AY 21/19 - juris Rn. 95 ff.
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Zu den materiell-verfassungsrechtlichen Bedenken gegen die Verfassungsmäßigkeit
kommt die berechtigte Kritik unter dem Aspekt der „Bestimmtheit“ und „Wesentlichkeit“
der Regelungen aus dem AsylbLG hinzu, die Frerichs57 wie folgt zusammenfasst:

„Schließlich bleibt es bei den verfassungsrechtlichen Bedenken wegen eines
Verstoßes  gegen  das  rechtsstaatliche  Bestimmtheitsgebot  und  die
Wesentlichkeitstheorie“. 

(…). 

Sie betreffen die Frage, ob der Gesetzgeber durch die Regelungen der §§ 3, 3a
AsylbLG  (bzw.  durch  das  Leistungssystem  der  §§  3,  3a,  4,  6  AsylbLG
insgesamt)  seiner  Pflicht  in  hinreichendem Maße gerecht  wird,  die  für  die
Grundrechtsverwirklichung  zur  Sicherung  der  Menschenwürde  und  der
menschlichen Existenz maßgeblichen Regelungen selbst zu treffen und den
Leistungsanspruch in Tatbestand und Rechtsfolge zu konkretisieren.

Eindrucksvoll  hat  das  BVerfG  im  Regelsatzurteil  vom  09.02.2010  die
Bedeutung des Vorbehalts des Gesetzes im Fürsorgerecht hervorgehoben und
die in der Nachkriegszeit  begonnene Entwicklung des unmittelbar  auf  dem
Schutzgehalt  von  Art.  1  Abs.  1  GG  beruhenden  Leistungsgrundrechts
abgeschlossen. Dem Gesetzgeber (und nicht dem Rechtsanwender) obliegt die
Beurteilung der tatsächlichen Verhältnisse und die wertende Einschätzung des
notwendigen Bedarfs.“

Die Einführung der Leistungsform der Bezahlkarte verschärft die Bedenken gegen die
Vereinbarkeit  der  einfachgesetzlichen  Regelungen  des  AsylbLG  mit  dem
rechtsstaatlichen  Bestimmtheitsgebot  und  der  Wesentlichkeitstheorie,  da  der
Bundesgesetzgeber sich in den Gesetzesmaterialien zu den rechtlichen Grundlagen
des  Einsatzes  der  Bezahlkarte  auf  allgemeine  Erklärungen  beschränkt  und  die
konkrete Ausfüllung des unbestimmten Rechtsbegriffs der Bezahlkarte der Verwaltung
überlässt,  obgleich  mit  der  Bezahlkarte  in  einem  grundrechtsrelevanten  Bereich
Einschränkungen der Dispositionsfreiheit und der Verlust von Autonomie verbunden
sind.58 

Auf die Anforderungen an eine verfassungskonforme Gestaltung der Bezahlkarte wird
noch gesondert einzugehen sein.

57 Frerichs, in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB XII, § 3 AsylbLG Rn. Rn. 69.
58 Frerichs, in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB XII, § 3 AsylbLG Rn. 138.4.
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2. Gleichheitsrechte des Grundgesetzes

Die Normen des AsylbLG einschließlich der Regelungen über die Bezahlkarte müssen
grundsätzlich auch im Einklang mit den Gleichheitsrechten stehen oder zumindest im
Lichte der Gleichheitsrechte ausgelegt werden.

Gemäß Art. 3 Abs. 1 GG sind alle Menschen vor dem Gesetz gleich. Als Positivierung
der  grundlegenden  Gerechtigkeitsidee  der  Gleichheit  enthält  diese  Norm  ein
allgemeines  Gebot  der  Gleichbehandlung  der  Grundrechtsträger  durch  die
Staatsgewalt. In diesem Sinne verbürgt Art. 3 Abs. 1 GG ein Grundrecht des Einzelnen
und damit ein subjektives Recht („Gleichheitsgrundrecht“). 

Das  Gleichheitsgrundrecht  soll  die  Gleichbehandlung  von  Personen  bei
vergleichbaren Sachverhalten sicherstellen, sei es bei rechtlichen oder tatsächlichen
Maßnahmen. Zugleich enthält die Norm ein in allen Bereichen geltendes Grundprinzip.
Art. 3 Abs.1 GG verpflichtet im Sinne der Rechtssetzungsgleichheit auch den Gesetz-
und  Verordnungsgeber;  das  Gleichheitsgrundrecht  schützt  persönlich  sämtliche
Grundrechtsträger  und  gewährt  sachlich  einen  umfassenden  Schutz  gegen
Ungleichbehandlungen in allen Bereichen.

Das  Verhältnis  des  Grundrechts  auf  Gewährleistung  eines  menschenwürdigen
Existenzminimums zum allgemeinen Gleichheitssatz nach Art.  3 Abs. 1 GG ist  in
Rechtsprechung  und  Literatur  nicht  abschließend  geklärt.  Obgleich  nach  dem
Regelsatzurteil  des BVerfG vom 09.02.201059 das Grundrecht auf Gewährleistung
eines menschenwürdigen Existenzminimums eine eigenständige Bedeutung hat und
andere Grundrechte, mitunter Art. 3 GG, keine weiteren Maßstäbe für die Bemessung
der  Leistungen  liefern,  können  die  Gleichheitssätze  nach  Art.  3  GG  als
Prüfungsmaßstab bei Regelungsgegenständen zum Tragen kommen, die nicht mit der
Bemessung der Leistungen zusammenhängen. Als mit der Leistungsbemessung nicht
unmittelbar zusammenhängend gelten etwa die Regelungen über die Art und Weise
der Bedarfsdeckung, die Ausübung des behördlichen Auswahlermessens hinsichtlich
der  Gewährung von Geld-  und Sachleistungen oder  die  konkrete  Gestaltung der
Leistungsgewährung mittels Bezahlkarte.60 

Solange die Leistungen zur Sicherung des menschenwürdigen Existenzminimums
geeignet  sind,  gelten für  die  Rechtfertigung einer  Ungleichbehandlung gegenüber
anderen Bezieherinnen und Beziehern von lebensunterhaltssichernden Leistungen

59 BVerfG v. 09.02.2010 - 1 BvL 1/09, 1 BvL 3/09, 1 BvL 4/09 - juris Rn. 145, 133.
60 Vgl. Frerichs, in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB XII, § 3 AsylbLG Rn. 74 m.w.N.
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nach den Regelsystemen des Grundsicherungsrechts (SGB II/SGB XII), aber auch
gegenüber  den  unterschiedlichen  Personengruppen  innerhalb  der
Leistungsberechtigten  nach  dem  AsylbLG,  gemessen  an  dem  allgemeinen
Gleichheitssatz aus Art. 3 Abs. 1 GG, grundsätzlich geringe Anforderungen bis hin zum
bloßen Willkürverbot.61 

II. Verfassungskonforme Anwendung des AsylbLG durch den Berliner 
Senatsbeschluss vom 17.12.2024

Ausgehend von vorstehend skizzierten, verfassungsrechtlichen Anforderungen ist zu
prüfen,  welchen  Maßstäben  der  Berliner  Senatsbeschluss  vom  17.12.2024
entsprechen muss, um mit höherrangigem Bundes- und Verfassungsrecht vereinbar
zu sein.

1. Ermessens bei der Wahl der Leistungsart

Sowohl  dem Berliner  Senat  bei  der  abstrakten und an die  Ausführungsbehörden
gerichteten Entscheidung über die Art der Leistungserbringung nach dem AsylbLG als
auch den Ausführungsbehörden bei der konkreten Einzelfallentscheidung gegenüber
den Leistungsberechtigten steht ein weiter Ermessensspielraum zu. Die Ausübung
beider Ermessensakte ist nicht in eine bestimmte Richtung intendiert und es besteht
auch bei der Auswahl der in §§ 3 Abs. 3 Satz 1 und 3 Abs. 3 Satz 5 AsylbLG genannten
Leistungsformen – wie bereits dargelegt – kein Rangverhältnis. 

Aus der sprachlich irreführenden Formulierung in § 3 Abs. 3 Satz 6 AsylbLG, nach dem
der notwendige persönliche Bedarf als Geldleistung zu erbringen ist, wenn er (oder der
Bedarf für Haushaltsenergie) nicht mittels Bezahlkarte gedeckt werden kann, resultiert
ebenfalls  keine  Vorrangigkeit  der  Bezahlkarte.  Die  Norm  besagt  lediglich
deklaratorisch, dass der Einsatz der Bezahlkarte allein dann möglich ist, wenn dadurch
das  menschenwürdige  Existenzminimum  tatsächlich  garantiert  ist,  konkret  die
Verwendungsmöglichkeit der Bezahlkarte zur Bedarfsdeckung nach den individuellen
Bedürfnissen und den Umständen vor Ort62 gewährleistet ist. Ist dies nicht der Fall, sind
zur  Deckung des notwendigen persönlichen Bedarfs  zwingend Geldleistungen zu
erbringen.63

61 Vgl. zum Prüfungsmaßstab BVerfG v. 10.04.2024 - 1 BvR 415/24 - juris Rn. 12.
62 BT-Drs. 20/11006, S. 102.
63 Frerichs, in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB XII, § 3 AsylbLG Rn. 138.5.
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Dem Berliner Senatsbeschluss ist nicht zu entnehmen, dass der Senat von einem
eigenen  verfassungsrechtlich  vermittelten  und  gebotenen  Ermessensspielraum
gegenüber  den  ausführenden  Behörden  und/oder  einem  verfassungsrechtlich
vermittelten und gebotenen Auswahlermessen der ausführenden Behörden bei der
Einzelfallentscheidung  gegenüber  den  Leistungsberechtigten  ausgeht,  sodass  die
rechtsfehlerhafte  Annahme,  die  Einführung  der  Bezahlkarte  sei  bundesrechtlich
zwingend, einen Ermessensausfall, jedenfalls aber eine Ermessensunterschreitung,
darstellt.

Wie bereits unter Berufung auf die Gesetzesbegründung ausgeführt, muss sich die
Ermessensentscheidung nach den „örtlichen Besonderheiten und unterschiedlichen
Lebenslagen“64 im  Sinne  der  „Umstände  des  Einzelfalls“  richten,  wobei  das
Auswahlermessen  primär  von  der  Gewährleistung  des  menschenwürdigen
Existenzminimums gelenkt werden muss. Weitere Aspekte, die dem Begriff „Umstände
des Einzelfalls“ unterfallen, sind die in der Person der Leistungsberechtigten liegenden
Besonderheiten  (z.B.  Alter,  Behinderung,  Krankheit,  Alleinerziehung),
Grundbedürfnisse  von  Familien  (auch  kinderspezifische  Bedarfe)  und  die  örtliche
infrastrukturelle  Lage  (insbesondere  Einkaufsmöglichkeiten,  öffentlicher
Personennahverkehr usw.). Der abstrakte Hinweis im Berliner Senatsbeschluss auf
die  vorgesehenen  Ausnahmen  für  vulnerable  Personen  stellt  keine  hinreichend
verfassungskonforme Ausübung des Ermessens dar. 

Keine  Berücksichtigung  findet  zudem  im  Berliner  Senatsbeschluss  der
ermessensleitende  Aspekt  der  erzielten  Integrationserfolge,  die  in  den
Gesetzesmaterialien jedenfalls angedeutet werden.65

2. Ermessen bei der Ausgestaltung der Bezahlkarte: Bargeld-Obergrenze 

Dem Berliner Senat kommt nicht nur bei der Wahl der Leistungsform, sondern auch bei
der Ausgestaltung der Bezahlkarte Ermessen zu. 

Behördliche Ermessensentscheidungen über die Höhe des abhebbaren Barbetrags,
Restriktionen  bei  Online-Einkäufen  und  Überweisungen  oder  eine  räumliche
Beschränkung des Einsatzbereichs der Bezahlkarte, sind vollumfänglich gerichtlich
überprüfbar. 

64 BT-Drs. 20/11006, S. 102.
65 Vgl. BT-Drs. 20/11006, S. 102.
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Bei  der  Ausübung  des  Ermessens  ist  zu  beachten,  dass  sich  das  Ziel  einer
Verwaltungsvereinfachung  am  effektivsten  verwirklichen  lässt,  wenn  bei  der
Ausgestaltung der Bezahlkarte keine weitergehenden Restriktionen etabliert werden.
Zusätzliche Beschränkungen, wie eine Sperrung der Karte für Online-Einkäufe und
Inlandsüberweisungen, machen eine behördliche Entscheidung über die Freischaltung
von  Überweisungen  im  Einzelfall  erforderlich  und  verursachen  damit  gerade
Verwaltungsaufwand, den die Bezahlkarte ihrer Zielsetzung nach einsparen soll.66

Die Entscheidung, den auf der Karte abhebbaren Barbetrag zu beschränken, steht
zwar  im  Ermessen  der  ausführenden  Leistungsbehörde,  unterliegt  aber  der
gerichtlichen Überprüfung auf Ermessenfehlerfreiheit:

Eine  gesetzlich  fixierte  Vorgabe  zur  Höhe  des  Barbetrags  existiert  im
Asylbewerberleistungsrecht  nicht.  Während  die  Landeshauptstadt  Hannover  seit
Anfang  Dezember  2023,  also  vor  den  Gesetzesänderungen  mit  Wirkung  zum
16.05.2024, als eine der ersten Kommunen Leistungsberechtigten nach dem AsylbLG
die sog. „SocialCard“ ohne Nutzungseinschränkungen und damit gewissermaßen als
Vorstufe eines eigenen Girokontos ausgab, begrenzt der Berliner Senatsbeschluss –
wie  fast  alle  übrigen  Bundesländer  und  Kommunen  auch  –  die  monatliche
Barabhebungen mittels Bezahlkarte auf 50 €.

Auch wenn eine bundesgesetzliche Ermächtigungsgrundlage für die Festlegung einer
Bargeldobergrenze  nicht  ersichtlich  ist,  dürfte  die  Zulässigkeit  der  Setzung  eines
Verfügungsrahmens  für  Bargeldabhebungen  aus  dem  Ermessensspielraum  der
Behörden bezüglich der Gestaltung der Leistungserbringung ableitbar sein.

Möchte der Berliner Senat bei der Leistungsgewährung in Form der Bezahlkarte das
abhebbare  Barguthaben  beschränken,  hat  er  die  Pflicht,  die  einzelfallbezogene
Ermessensausübung durch die ausführenden Behörden zu ermöglichen. Soweit der
Berliner  Senat  keine  Einzelfallbetrachtung  vornimmt  und/oder  eine  solche
Einzelfallbetrachtung durch die ausführenden Behörden nicht ermöglicht, sondern die
politische  Zielvorgabe  eines  pauschalen  Barbetrags  von  50  €  ohne  eine  eigene
Prüfung, quasi unbesehen, übernimmt, liegt ein Ermessensausfall vor. Ungeachtet
verfassungsrechtlicher  Bedenken  im  Hinblick  auf  einen  zu  gering  bemessenen
Barbetrag  erweist  sich  eine  pauschale  Beschränkung  des  Barguthabens  bereits
infolge eines solchen Ermessensausfalls als rechtswidrig. Folglich wären die künftig
unter  Berufung  auf  den  Senatsbeschluss  ohne  Ermessensausübung  erlassenen
Verwaltungsakte  der  ausführenden  Behörden  ebenfalls  wegen  Ermessensausfalls
zwingend rechtswidrig. 

66 Vgl. Seidl, info also 2024, 195, 199.
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Zu  der  Ausgestaltung  der  Bezahlkarte,  insbesondere  hinsichtlich  der
Bargeldobergrenze  von  50  €,  gibt  es  divergierende  Entscheidungen  in
sozialgerichtlichen  Eilverfahren67,  die  keine  klare  Tendenz  der  Rechtsprechung
erkennen  lassen.68 Den  wenigen  gerichtlichen  Eilentscheidungen  lässt  sich  aber
entnehmen, dass die Bezahlkarte mit Verwaltungsakt, also mit einer unmittelbar nach
Außen  wirkenden  Einzelfallentscheidung  der  ausführenden  Behörde,  angeordnet
werden muss69 und  der Widerspruch gegen diesen Verwaltungsakt aufschiebende
Wirkung hat.70 

Ungeachtet  des  divergierenden  Ausgangs  der  jeweiligen  Eilverfahren  ist  zu
konstatieren, dass die zuständigen Leistungsbehörden ihr pflichtgemäßes Ermessen
nach den örtlichen Besonderheiten und unterschiedlichen Lebenslagen zu richten
haben. Dies bedeutet insbesondere, dass die in der Person der Leistungsberechtigten
liegenden  Besonderheiten,  wie  etwa  Alter,  Behinderung,  Krankheit  oder
Alleinerziehung zwingend zu berücksichtigen sind. Daraus folgt wiederum, dass die
Behörden stets eine Einzelfallentscheidung treffen müssen.71 

Obgleich  eine  gefestigte  Rechtsprechung  über  die  Rechtmäßigkeit  der
Leistungsgewährung  mittels  Bezahlkarte  (noch)  nicht  ersichtlich  ist,  dürften  die
folgenden, vom Sozialgericht Hamburg im Beschluss vom 18.07.202472 formulierten
Anforderungen an eine verfassungskonforme Ermessensausübung sinngemäß auf
den (an die nachgeordneten Behörden adressierten) Berliner Senatsbeschluss und die
künftigen (an die Leistungsberechtigten zu richtenden) Enzelfallentscheidungen der
ausführenden Behörden übertragbar sein:

„Die H. SocialCard ist als eine Bezahlkarte im Sinne des § 3 Abs. 2 Satz 5
AsylbLG einzuordnen. Das „Ob“ des Karteneinsatzes bewegt sich damit nach
Auffassung des Gerichts unzweideutig im Rahmen des Gesetzes und erscheint
vor dem Hintergrund des allgemeinen gesellschaftlichen Trends, Bedarfe durch
Kartenzahlung statt durch Bargeld zu decken, auch nicht schon per se unwürdig
bzw. diskriminierend. Entscheidend ist nach Auffassung des Gerichts aber die

67 SG Hamburg, Beschluss vom 18. 07. 2024, S 7 AY 410/24 ER; SG Nürnberg, Beschluss vom 30. 07. 2024, S 11 
AY 15/24 ER; SG München, Beschluss vom 18. 09. 2024, S 16 AY 68/24 ER SG München, Beschluss vom 29. 08. 
2024, S 42 AY 63/24 ER; LSG Hamburg, Beschluss vom 24. 07. 2024, L 4 AY 8/24 B ER.
68 Zum Stand der Rechtsprechung vgl. Lichidi, Recht und Politik 2025, 23, 25.
69 Vgl. nur SG Nürnberg, Beschluss vom 30. 07. 2024, S 11 AY 15/24 ER Rn. 36.
70 SG München, Beschluss vom 18. 09. 2024, S 16 AY 68/24 ER, Rn. 19.
71 Vgl. SG Hamburg, Beschluss vom 18. 07. 2024, S 7 AY 410/24 ER Rn. 24.
72 S 7 AY 410/24 ER; vgl. auch die Entscheidung der Nachinstanz LSG Hamburg, Beschluss vom 17.09.2024 - L 4 
AY 11/24 B ER sowie Barkow v. Creytz, NZS 2024, 873.
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Ausgestaltung des Karteneinsatzes, mithin das „Wie“ der Leistungserbringung
durch Ausstellung einer Bezahlkarte.

Das Gesetz sieht eine Ermessensentscheidung über die Art der Leistung vor
(sog. Auswahlermessen). Es dürfte sich dabei nicht nur ein sog. „Kompetenz-
Kann“  handeln,  das  der  Verwaltung  lediglich  die  Befugnis  einräumt,  eine
bestimmt Maßnahme durchzuführen. Und auch wenn der Behörde ein weiter
Ermessensspielraum zuzugestehen sein wird, ist damit zwingend verbunden,
dass  die  Entscheidung  sich  nach  den  „örtlichen  Besonderheiten  und
unterschiedlichen  Lebenslagen“  (BT-Drs.  20/11006,  Seite  102)  richtet,  und
damit insbesondere auch in der Person der Leistungsberechtigten liegende
Besonderheiten (z.B. Alter, Behinderung, Krankheit, Alleinerziehung, vgl. zum
Ganzen ausführlichst Frerichs, jurisPK-SGB XII, 4. Auflage 2024, § 3 AsylbLG,
Rn. 132-138) berücksichtigt, mithin eine Einzelfallentscheidung erforderlich ist.

Wie sich die bisherige Ausgestaltung der Bezahlkarte – Sperrung für bestimmte
Ausgabenpositionen, Einsatzbeschränkungen, Einschränkung und Ausschluss
von  Überweisungen  und  Lastschriften  –  zu  diesem  Gebot  verhalten,  ist
rechtspolitisch  umstritten  und  wird  gegebenenfalls  über  das
Hauptsachverfahren  einer  Klärung  zuzuführen  sein.  Für  das  Gericht  aber
bereits  im  Anordnungsverfahren  deutlich  ist  im  Hinblick  auf  die
Bargeldobergrenze das Fehlen jeglicher  Einzelfallbetrachtung.  Wie von der
Antragsgegnerin  dargelegt  hat,  orientiert  sich  H.  hierbei  an  einem
empfehlenden Beschluss der Ministerpräsidentenkonferenz vom 20. Juni 2024,
wonach erwachsene Geflüchtete maximal 50,00 € pro Monat abheben können
sollen. Neben der Frage nach der Ermächtigungsgrundlage für die Festlegung
einer  Bargeldobergrenze  (so  aufgeworfen  und  im  Ergebnis  mit  dem
Gesamtzusammenhang  der  gesetzlichen  Regelungen  bejaht  von  Frerichs,
ebenda, Rn. 138.12) drängt sich für das Gericht unmittelbar die Frage auf, wie
die  Leistungsverwaltung  mit  einer  starren  Obergrenze  individuellen
Bedürfnissen und Umständen vor Ort gerecht werden kann. Um dieses Ziel zu
erreichen,  wird  es  verschiedene  Wege  geben  und  tatsächlich  werden  im
Bundesgebiet  auch  unterschiedliche  Bargeldobergrenzen  bis  hin  zur
Aufhebung  der  Obergrenze  praktiziert  (vgl.  wieder  Frerichs,  ebenda,  Rn.
138.11). Das Gericht ist hier nicht berufen, einen bestimmten Weg vorzugeben.
Für  eine  individuelle  Bedürfnisdeckung  während  des  zeitlich  offenen
Aufenthaltes  in  der  Erstaufnahmeeinrichtung  erscheint  es  im  Rahmen des
Anordnungsverfahrens aber geboten wie auch praktikabel, zunächst jedenfalls
die für die Antragsteller zu 1. und 3. anerkannten besonderen Mehrbedarfe bzw.
Bedarfserhöhungen sich in einem erhöhten Bargeldbetrag für die Zeit  ihres
Aufenthaltes in der Erstaufnahmeeinrichtung niederschlagen zu lassen. Soweit
technisch möglich, kann dies durch eine Erhöhung der Bargeldobergrenze auf
der ausgegebenen SocialCard geschehen oder durch Geldleistung in bar.“

(Hervorhebung nur hier)
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Vor dem Hintergrund des Vorangestellten ist daher festzuhalten:

Die Bezahlkarte entzieht in der beabsichtigten Gestaltung, insbesondere mit Blick auf
die pauschal vorgegebene Bargeldobergrenze von 50 €, den Betroffenen die volle
Verkehrsfähigkeit des Bargeldes und beschränkt die von der Menschenwürde nach
Art.  1  Abs.  1  GG  vermittelten  Selbstbestimmungsspielräume.  Nach  der
Rechtsprechung  des  BVerfG  ist  verfassungsrechtlich  entscheidend,  dass
Sozialleistungen fortlaufend realitätsgerecht bemessen werden und damit tatsächlich
für  eine  menschenwürdige  Existenz  Sorge  getragen  wird.73 Hierbei  sollen  die
Leistungsberechtigten mit dem als Gesamtsumme ausgezahlten Budget eigenständig
wirtschaften,  also  mit  den  Regelbedarfsleistungen  eigenverantwortlich  umgehen
können.74 Wenn  aber  die  Bezahlkarte  wegen  ihrer  Ausgestaltung  den  Erwerb
bedarfsnotwendiger  Güter  (generell  oder  im  Einzelfall)  aus  rechtlichen  oder
tatsächlichen  Gründen  wesentlich  erschwert  oder  gar  verhindert,  verletzt  sie  das
Grundrecht auf menschenwürdiges Existenzminimum.

3. Gleichheitsrechtliche Aspekte

Schließlich  erscheint  zweifelhaft,  ob  der  Berliner  Senatsbeschluss  die  mit  der
Bezahlkarte  einhergehenden  Diskriminierungseffekte  hinreichend  als  ein
gleichheitsrechtliches Problem berücksichtigt und/oder deren Berücksichtigung durch
die ausführenden Behörden bei ihrer Ermessensentscheidung ermöglicht.

Der  Einsatz  der  Bezahlkarte  im  Asylbewerberleistungsrecht  stellt  eine
Ungleichbehandlung  gegenüber  anderen  Leistungsberechtigten  dar,  die
selbstbestimmt über Geldleistungen verfügen können. Fraglich ist,  ob eine solche
Ungleichbehandlung  innerhalb  des  Existenzsicherungsrechts  am  allgemeinen
Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG zu messen wäre. Wie bereits oben ausgeführt,
hat das BVerfG in der Regel abgelehnt, im Bereich des Existenzminimums auf weitere
Grundrechte  zurückzugreifen,  und  den  allgemeinen  Gleichheitssatz  bislang  nur
vereinzelt  neben  dem  Grundrecht  auf  Gewährleistung  eines  menschenwürdigen
Existenzminimums geprüft.75 Gleichwohl unterliegen divergierende Regelungen zur Art
und  Weise  der  Bedarfsdeckung –  wie  ebenfalls  ausgeführt  –  der  grundlegenden
Wertung des Art. 3 GG, sodass die Einführung und Gestaltung der Bezahlkarte als
gesonderte  Leistungsform  am  Maßstab  des  allgemeinen  Gleichheitssatzes
rechtfertigungsbedürftig sind. 

73 Vgl. BVerfG, 1 BvL 3/21 2022, Rn. 53.
74 Vgl. BVerfG, 1 BvL 3/21 2022, Rn. 3.
75 Vgl. nur BVerfG, 27.7.2016 – 1 BvR 371/11, Rn. 68 ff.
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In  Betracht  kommen  vorliegend  sowohl  Ungleichbehandlungen  gegenüber
Leistungsberechtigten nach dem SGB II oder dem SGB XII, welche typischerweise
selbstbestimmt über die als Geldleistung gewährte Regelleistung verfügen können, als
auch gegenüber anderen Leistungsberechtigten nach dem AsylbLG, denen durch
denselben  Hoheitsträger  Geldleistungen  gewährt  werden.  Eine  unterschiedliche
Ausgestaltung  der  Bezahlkarte  in  verschiedenen  Bundesländern  und  Kommunen
erweist sich demgegenüber als irrelevant, da der allgemeine Gleichheitssatz nur im
Falle  von  Ungleichbehandlungen  durch  Maßnahmen  desselben  Hoheitsträgers
anzuwenden ist. 

Wie oben eingehend ausgeführt, erscheint äußerst zweifelhaft, ob und inwieweit die
mit der Bezahlkarte verbundenen Ungleichbehandlungen anhand der Zielsetzung der
Verwaltungsvereinfachung  und  der  Unterbindung  von  Rücküberweisungen  in  den
Herkunftsstaat  im  Sinne  eines  „sachlichen  Grundes“  der  Ungleichbehandlung
gerechtfertigt werden können. 

Zutreffend führt Seidel76 diesbezüglich aus:

„Zwar  liegt  die  Annahme,  Leistungsberechtigte  würden  Geldleistungen  ins
Ausland transferieren, ungeachtet ihrer fehlenden empirischen Grundlage bei
Asylsuchenden  tendenziell  näher  als  bei  Leistungsberechtigen  ohne
Auslandsbezug. Allerdings vermag der Migrationsbezug des AsylbLG nicht jede
denkbare Restriktion zu rechtfertigen, die mit der Bezahlkarte verbunden ist.
Anhand des Ziels, etwaige Überweisungen in Herkunftsstaaten zu unterbinden,
lässt sich nicht erklären, dass Leistungsberechtigte von Inlandsüberweisungen
und  Lastschriftverfahren  ausgeschlossen  werden  und  damit  nicht  in
vergleichbarer Weise am inländischen Wirtschaftsleben teilnehmen können wie
andere Personengruppen.

Auch der Ausschluss bestimmter Ausgabepositionen für Genussmittel lässt sich
nicht  auf  die mit  der Bezahlkarte verfolgten Zwecke, sondern allenfalls  auf
Belange  des  Gesundheitsschutzes  zurückführen.  Derartige  paternalistische
Erwägungen sind im Existenzsicherungsrecht allerdings generell  unzulässig
und müssten konsequenterweise nicht nur für Leistungsberechtigte nach dem
AsylbLG, sondern für alle Gruppen von Leistungsberechtigten gleichermaßen
gelten.“

76 Seidl, info also 2024, 195, 198.
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III. Zwischenergebnis

Als Zwischenergebnis ist festzuhalten, dass der Berliner Senatsbeschluss die sich aus
dem AsylbLG ergebenden und verfassungsrechtlich gebotenen Ermessenspielräume
bei  der  Wahl  und  Gestaltung  der  Leistungserbringungsform  „Bezahlkarte“  –
mindestens im Sinne einer Ermessenunterschreitung – verkennt bzw. die erkannten
Ermessensspielräume nicht verfassungskonform ausfüllt. Zudem fehlt dem Berliner
Senatsbeschluss eine hinreichend plausible Darlegung eines „sachlichen Grundes“
zur  Rechtsfertigung  der  mit  der  Einführung  und  Gestaltung  der  Bezahlkarte
einhergehenden Ungleichbehandlungen.
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E. Vereinbarkeit des Berliner Senatsbeschlusses mit 
höherrangigem Europa- und Völkerrecht

Der Berliner Senatsbeschluss vom 17.12.2024 als ein intern an die nachgeordneten
Behörden gerichteter, gleichwohl hoheitlicher Akt in Ausübung des durch das einfache
Bundesrecht eingeräumten Ermessens bei der Einführung der Bezahlkarte für das
Land Berlin hat im Einklang mit höherrangigem Europa- und Völkerecht zu stehen.
Gleiches  gilt  für  die  das  Ermessen  der  ausführenden  Behörden  ermöglichenden
Regelungen  des  AsylbLG,  die  als  einfaches  Bundesrechts  am  Maßstab  des
höherrangigen Europa- und Völkerrechts zu würdigen sind.

I. Europa- und völkerrechtliche Vorgaben

Die Normen des internationalen Europa- und Völkerrechts betonen primär das Gebot
der Gleichbehandlung bestimmter Gruppen von Migrantinnen und Migranten, vor allem
Asylberechtigte  und  anerkannte  Flüchtlinge,  mit  Staatsangehörigen  des
Aufnahmestaats,  im  Kontext  des  AsylbLG  also  mit  Staatangehörigen  der
Bundesrepublik Deutschland. 

Art. 14 der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK)77 bestimmt etwa unter
der Überschrift „Diskriminierungsverbot“:

„Der Genuß der in dieser Konvention anerkannten Rechte und Freiheiten ist
ohne Diskriminierung insbesondere wegen des Geschlechts, der Rasse, der
Hautfarbe,  der  Sprache,  der  Religion,  der  politischen  oder  sonstigen
Anschauung, der nationalen oder sozialen Herkunft, der Zugehörigkeit zu einer
nationalen Minderheit, des Vermögens, der Geburt oder eines sonstigen Status
zu gewährleisten.“ 

Noch  deutlicher  kommt  das  Gleichbehandlungsgebot  in  Art.  23  der  Genfer
Flüchtlingskonvention  (GFK)78 mit  der  Überschrift  „Öffentliche  Fürsorge“  zum
Ausdruck: 

„Die vertragschließenden Staaten werden den Flüchtlingen, die sich rechtmäßig
in ihrem Staatsgebiet aufhalten, auf dem Gebiet der öffentlichen Fürsorge und
sonstigen  Hilfeleistungen  die  gleiche  Behandlung  wie  ihren  eigenen
Staatsangehörigen gewähren.“

77 Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten vom 04.11.1950 (BGBl. 1952 II S. 685, ber.
S. 953); zuletzt geändert durch Protokoll Nr. 15 vom 24.6.2013 (BGBl. 2014 II S. 1034, 1035).
78 Abkommen über die Rechtsstellung der Flüchtlinge vom 28. Juli 1951 (BGBl. 1953 II S. 559).
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Mit den vorgenannten Bestimmungen, insbesondere auf Basis des Art. 23 GFK79, wird
der Grundsatz der Inländergleichbehandlung zugunsten von Flüchtlingen, die sich
rechtmäßig im Vertragsstaat befinden, auf dem Gebiet der öffentlichen Fürsorge und
der sonstigen Hilfeleistungen etabliert.80  Die GFK gewährt den Personen, die von ihr
erfasst werden, unmittelbare Rechte.81 

Nach  der  Rechtsprechung  des  BVerwG  beinhaltet  „rechtmäßiger  Aufenthalt  im
Hoheitsgebiet“  eine  besondere  Beziehung  des  Betroffenen  zu  dem Vertragsstaat
durch  eine  mit  dessen  Zustimmung  begründete  Aufenthaltsverfestigung.82 In
Deutschland ist eine formelle Flüchtlingsanerkennung zur Anwendungsvoraussetzung
der  GFK  erklärt,  wobei  die  rechtliche  Zulässigkeit  einer  solchen  Festlegung  im
Wesentlichen auf das sog. Souveränitätsargument gestützt wird. Auf Flüchtlinge im
Sinne  der  GFK  ist  indes  das  Europäische  Fürsorgeabkommen  (EFA)  vom
11.12.195383 anzuwenden, auch wenn die Hilfeberechtigten nicht aus einem Land
kommen, das zu den Vertragsschließenden gehört. Die Anwendung folgt aus Art. 2
des Zusatzprotokolls zu dem Europäischen Fürsorgeabkommen.84 Nach umstrittener,
aber  im  Ergebnis  zutreffender  Ansicht  ist  rechtmäßiger  Aufenthalt  im  Sinne  der
vorgenannten  Konventionen  daher  bereits  bei  Schutzsuchenden  mit  gewisser
Aufenthaltsdauer zu bejahen.85  

Auf europarechtlicher Ebene werden die Konventionsverpflichtungen insbesondere
über Art. 29 Qualifikations-RL86 mit der amtlichen Überschrift „Sozialhilfeleistungen“
umgesetzt:

„(1)  Die  Mitgliedstaaten  tragen  dafür  Sorge,  dass  Personen,  denen
internationaler Schutz zuerkannt worden ist, in dem Mitgliedstaat, der diesen

79 Eine im Wesentlichen gleichlautende Vorschrift („öffentliche Fürsorge und Unterstützung“) findet sich – im 
Hinblick auf Staatenlose – in Art. Artikel 23 des Übereinkommens über die Rechtsstellung der Staatenlosen vom
28.9.1954 (StaatenlosenÜ) - BGBl. 1976 II S. 473, BGBl. 1977 II S. 235.
80 Ergänzt wird Art. 23 durch weitere Bestimmungen des Kapitels IV – Wohlfahrt, insbesondere Art. 20 
(Rationierung), Art. 21 (Wohnungswesen) und Art. 24 (Arbeitsrecht und soziale Sicherheit); eine im 
Wesentlichen gleichlautende Vorschrift („öffentliche Fürsorge und Unterstützung“) findet sich – im Hinblick auf 
Staatenlose – in Art. 23 des Übereinkommens über die Rechtsstellung der Staatenlosen vom 28.9.1954 
(StaatenlosenÜ).
81 Vgl. nur BVerwGE 88, 254, 257.
82 Vgl. BVerwGE 120, 206.
83 BGBl. 1956 II S. 563.
84 Vgl. BVerwG vom 18.5.2000 – 5 C 28/99; BayVGH vom 1.7.1997 – 12 CE 96.2856.
85 Zum Meinungsstand vgl. Diehl, in: BeckOK MigR, GFK Art. 23 Rn. 13.
86 Richtlinie 2011/95/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13.12.2011 über Normen für die 
Anerkennung von Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als Personen mit Anspruch auf internationalen 
Schutz, für einen einheitlichen Status für Flüchtlinge oder für Personen mit Anrecht auf subsidiären Schutz und 
für den Inhalt des zu gewährenden Schutzes (ABl. 2011 L 337, 9).
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Schutz gewährt hat, die notwendige Sozialhilfe wie Staatsangehörige dieses
Mitgliedstaats erhalten.

(2)  Abweichend  von  der  allgemeinen  Regel  nach  Absatz  1  können  die
Mitgliedstaaten die Sozialhilfe für Personen, denen der subsidiäre Schutzstatus
zuerkannt worden ist,  auf  Kernleistungen beschränken, die sie im gleichen
Umfang  und  unter  denselben  Voraussetzungen  wie  für  eigene
Staatsangehörige gewähren.“ 

Damit normiert der europarechtliche Gleichbehandlungsanspruch in Orientierung an
den Vorgaben des  Art.  23  GFK,  dass  Flüchtlingen derselbe  Zugang zu  sozialen
Rechten gewährt werden muss wie den eigenen Staatsangehörigen. Nach allgemeiner
Rechtsansicht verstößt die materielle Ausgestaltung der Leistungsansprüche nach §§
3  ff.  AsylbLG  zur  Sicherstellung  des  menschenwürdigen  Existenzminimums  von
Leistungsberechtigten nach § 1 Abs. 1 AsylbLG grundsätzlich nicht gegen europa- und
völkerrechtliche Vorgaben zum Gleichbehandlungsgebot.87

Die  vorgenannten  Maßstäbe  werden  ferner  ergänzt  durch  sekundäres  EU-Recht
(Richtlinien), mit dem die sozialen Mindeststandards für Asylsuchende und Flüchtlinge
definiert  werden.  Diese  umfassen  die  Sicherung  eines  „würdigen“,
„menschenwürdigen“  bzw.  „angemessenen“  Lebensunterhalts  einschließlich  einer
medizinischen Mindestversorgung, u.a. in

 -  Art.  13  bis  15  der  Richtlinie  2003/9/EG des Rates  vom 27.01.2003 zur
„Festlegung von Mindestnormen für die Aufnahme von Asylbewerbern in den
Mitgliedstaaten“ bzw. Art. 17-19 der Richtlinie 2013/33/EU vom 26.06.2013 zur
„Festlegung von Normen für die Aufnahme von Personen, die internationalen
Schutz beantragen“88 (Aufnahmebedingungen-Richtlinie) und

-  Art.  13  der  Richtlinie  2001/55/EG  des  Rates  vom  20.06.2001  über
„Mindestnormen für die Gewährung vorübergehenden Schutzes im Falle eines
Massenzustroms  von  Vertriebenen  und  Maßnahmen  zur  Förderung  einer
ausgewogenen  Verteilung  der  Belastungen,  die  mit  der  Aufnahme  dieser
Personen  und  den  Folgen  dieser  Aufnahme  verbunden  sind,  auf  die
Mitgliedstaaten“89 (Massenzustrom-Richtlinie).

87 Vgl. nur Frerichs, in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB XII, § 3 AsylbLG Rn. 75.
88 Neufassung der EGRL 2003/9 vom 26.06.2013, Abl.EU L 180 v. 29.06.2013, S. 96.
89 ABl.EG L 212 v. 07.08.2001, S. 12
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Hinsichtlich der Form der Leistungsgewährung gestattet Art. 13 Abs. 5 der Richtlinie
2003/09EG ausdrücklich die im AsylbLG genannten Varianten:

„Die materiellen Aufnahmebedingungen können in Form von Sachleistungen,
Geldleistungen oder Gutscheinen oder einer Kombination dieser Leistungen
gewährt werden.“

Die Befugnis bei der Wahl der Leistungsform einschließlich Hinnahme einer weniger
günstigen Behandlung im Vergleich zu eigenen Staatsangehörigen enthält auch Art.
17 Abs. 5 der Richtlinie 2013/33/EU vom 26.06.2013:

„Wenn die Mitgliedstaaten im Rahmen der Aufnahme materielle Leistungen in
Form von Geldleistungen oder  Gutscheinen gewähren,  bemisst  sich  deren
Umfang auf Grundlage des Leistungsniveaus, das der betreffende Mitgliedstaat
nach  Maßgabe  der  einzelstaatlichen  Rechtsvorschriften  oder  nach  den
Gepflogenheiten  anwendet,  um  eigenen  Staatsangehörigen  einen
angemessenen Lebensstandard zu gewährleisten. Die Mitgliedstaaten können
Antragstellern  in  dieser  Hinsicht  eine  weniger  günstige  Behandlung  im
Vergleich mit eigenen Staatsangehörigen zuteil werden lassen, insbesondere
wenn materielle Unterstützung teilweise in Form von Sachleistungen gewährt
wird  oder  wenn  das,  auf  eigene  Staatsangehörige  anzuwendende,
Leistungsniveau darauf abzielt, einen Lebensstandard zu gewährleisten, der
über  dem  nach  dieser  Richtlinie  für  Antragsteller  vorgeschriebenen
Lebensstandard liegt.“

Sofern die Unterbringung als Sachleistung erfolgt, gestattet Art. 18 Abs. 1 Buchstabe
b)  der  Richtlinie  2013/33/EU  vom  26.06.2013  die  Unterbringung  in
Aufnahmeeinrichtungen  („Unterbringungszentren“),  die  einen  angemessenen
Standard gewährleisten. 

II. Vereinbarkeit der Bezahlkarte mit der Zahlungskonten-Richtlinie 

Die  Rechtsfragen  zur  Vereinbarkeit  der  Bezahlkarte  mit  der  Zahlungskonten-
Richtlinie90 bildeten den Gegenstand einer Prüfung des Wissenschaftlichen Dienstes
des  Deutschen  Bundestags  (Fachbereich  Europa)  vom  08.04.202591,  die  zum
folgenden Ergebnis gelangt:

90 Richtlinie 2014/92/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 über die 
Vergleichbarkeit von Zahlungskontoentgelten, den Wechsel von Zahlungskonten und den Zugang zu 
Zahlungskonten mit grundlegenden Funktionen, ABl. L 257 v. 28. August 2014, S. 214 ff.
91 Aktenzeichen: EU 6 - 3000 - 015/25; abrufbar unter 
https://www.bundestag.de/resource/blob/1084454/EU-6-015-25-pdf.pdf.
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„Die Zahlungskontenrichtlinie statuiert in Art. 15 ff. grundlegende Rechte über
den Zugang zu Zahlungskonten. Dabei ist im Hinblick auf die Regelungen über
die Bezahlkarte für Geflüchtete insbesondere das Recht auf Zugang zu einem
Zahlungskonto  mit  grundlegenden  Funktionen  aus  Art.  16
Zahlungskontenrichtlinie  sowie  das  Diskriminierungsverbot  aus  Art.  15
Zahlungskontenrichtlinie in den Blick zu nehmen.

Im  Hinblick  auf  das  Recht  auf  Zugang  zu  einem  Zahlungskonto  mit
grundlegenden Funktionen aus Art. 16 Zahlungskontenrichtlinie ist zunächst
festzuhalten, dass es sich bei der Bezahlkarte für Geflüchtete aufgrund der
eingeschränkten  Funktionen  im  Hinblick  auf  die  Möglichkeit  der
Bargeldabhebung sowie Überweisungen in aller Regel nicht um ein Basiskonto
im Sinne der Zahlungskontenrichtlinie handeln dürfte (…). Eine Verletzung der
Gewährleistungen aus Art. 16 Zahlungskontenrichtlinie durch die Einführung
der  Bezahlkarte  für  Geflüchtete  käme  in  Betracht,  wenn  Art.  16
Zahlungskontenrichtlinie  ein  Recht  auf  Abwicklung  bestimmter
Zahlungsvorgänge – hier die Auszahlung von Leistungen nach dem AsylbLG –
über Zahlungskonten bzw. Basiskonten im Sinne der Zahlungskontenrichtlinie
entnommen werden könnte. Diese durch Betrachtung der Regelungsziele der
Zahlungskontenrichtlinie zu beantwortende Frage wurde durch den EuGH –
soweit  ersichtlich  –  bislang  nicht  geprüft.  Im  Ergebnis  dürften  gewichtige
Argumente dafür sprechen, dass die Zahlungskontenrichtlinie im Wesentlichen
das  Ziel  verfolgt,  den  uneingeschränkten  Zugang  zu  Basiskonten  zu
gewährleisten,  um  eine  möglichst  breite  Partizipation  am  Binnenmarkt  zu
ermöglichen. Der bloße Zugang zu einem Basiskonto wird durch die Einführung
der Bezahlkarte für Geflüchtete grundsätzlich nicht beeinträchtigt, da diese in
der  Regel  keine  Auswirkung  auf  das  Angebot  derartiger  Konten  durch
Kreditinstitute  haben  dürfte.  Ob  aus  dem  Recht  auf  Zugang  zu  einem
Basiskonto ein Anspruch auf Abwicklung bestimmter Zahlungsvorgänge über
ein solches Konto folgt, kann vorliegend nicht abschließend beurteilt werden.
Dies erscheint in Anbetracht der Zielsetzungen der Zahlungskontenrichtlinie
zwar nicht von Beginn an ausgeschlossen, im Ergebnis aber jedenfalls nicht
naheliegend (…). Dafür spricht auch, dass die Bezahlkarte unabhängig vom
Gewährleistungsgehalt  der  Rechte  aus  der  Zahlungskontenrichtlinie  in  der
Regel allein eine mittelbare Nutzungsbeschränkung bewirken dürfte, welche
dem Grunde und ihrer  Ausgestaltung nach in  das  Ermessen der  Behörde
gestellt  ist. Die abschließende Beurteilung dieser Fragen obläge indes dem
EuGH.

Hinsichtlich des Diskriminierungsverbots aus Art. 15 Zahlungskontenrichtlinie
lässt sich feststellen, dass die Einführung der Möglichkeit, Leistungen nach dem
AsylbLG über eine Bezahlkarte auszugeben, die Kreditinstitute grundsätzlich
nicht von ihrer Pflicht befreit, Zahlungskonten diskriminierungsfrei anzubieten
und  insofern  grundsätzlich  auch  nicht  den  Zugang  von  Verbrauchern  zu
betreffenden  Konten  einschränken  dürfte.  Für  eine  abschließende
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Einschätzung, ob die Einführung der Bezahlkarte im Hinblick auf das Angebot
von Zahlungskonten diskriminierende Wirkungen nach sich zieht, wären indes
entsprechende empirische Daten erforderlich (…).“

III. Zwischenergebnis

Als Zwischenergebnis ist  festzuhalten,  dass die Ermächtigung zur Einführung der
Bezahlkarte  nach  dem  AsylbLG  per  se  keinen  Verstoß  gegen  die  europa-  und
völkerrechtlichen  Vorgaben  darstellt.  Die  Frage  der  Europa-  und
Völkerrechtskonformität wird mittelbar relevant auf der Ebene der ermessensfehler-
und diskriminierungsfreien Umsetzung. Die sich aus dem Europa- und Völkerrecht
ergebenden  Anforderungen  dürften  aber  materiell-rechtlich  nicht  über  die  in  der
Rechtsprechung  des  BVerfG  entwickelten,  verfassungsrechtlichen  Maßstäbe
hinausgehen.
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F. Vereinbarkeit des Berliner Senatsbeschlusses mit dem 
Berliner Landesantidiskriminierungsgesetz (LADG) 

Die  Ausübung  des  dem  Berliner  Senat  zustehenden  Entschließungs-  und
Auswahlermessens  bei  der  Einführung  und  Gestaltung  der  Bezahlkarte  muss
schließlich  im  Einklang  mit  dem  Berliner  Landesrecht,  konkret  mit  dem  Berliner
Landesantidiskriminierungsgesetz (LADG) vom 11. Juni 202092, stehen.

I. Wortlaut

Für den hiesigen Prüfungsgegenstand sind u.a. die nachstehenden Regelungen des
LADG maßgeblich, wobei die besonders relevanten Bestimmungen und Begriffe für
die weitere Untersuchung im Wortlaut hervorgehoben werden. 

§ 1 Ziel des Gesetzes

Ziel  des  Gesetzes  ist  die  tatsächliche  Herstellung  und  Durchsetzung  von
Chancengleichheit,  die  Verhinderung  und  Beseitigung  jeder  Form  von
Diskriminierung sowie  die  Förderung einer  Kultur  der  Wertschätzung von
Vielfalt.

§ 2 Diskriminierungsverbot

Kein Mensch darf im Rahmen öffentlich-rechtlichen Handelns auf Grund des
Geschlechts, der ethnischen Herkunft, einer rassistischen und antisemitischen
Zuschreibung,  der  Religion und Weltanschauung,  einer  Behinderung,  einer
chronischen Erkrankung, des Lebensalters, der Sprache, der sexuellen und
geschlechtlichen Identität sowie des sozialen Status diskriminiert werden.

§ 3 Geltungsbereich

(1)  Dieses Gesetz gilt  für  die  Berliner  Verwaltung,  für  landesunmittelbare
öffentlich-rechtliche  Körperschaften,  Anstalten  und  Stiftungen,  für  den
Rechnungshof von Berlin und für die Berliner Beauftragte oder den Berliner
Beauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit sowie für die Gerichte
und  die  Behörden  der  Staatsanwaltschaft  des  Landes  Berlin,  den

92 Verkündet als Art. 1 des Gesetzes vom 11.6.2020 (GVBl. S. 532); Inkrafttreten gem. Art. 3 am 21.6.2020.
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Verfassungsgerichtshof und für das Abgeordnetenhaus von Berlin, soweit diese
Verwaltungsaufgaben wahrnehmen (öffentliche Stellen …).

§ 4 Formen der Diskriminierung 

(1) Eine  unmittelbare Diskriminierung liegt vor, wenn eine Person wegen
eines  oder  mehrerer  der  in  §  2  genannten Gründe eine  weniger  günstige
Behandlung erfährt als eine andere Person in einer vergleichbaren Situation
erfährt, erfahren hat oder erfahren würde und die Ungleichbehandlung nicht
nach § 5 gerechtfertigt ist (…).

(2)  Eine  mittelbare  Diskriminierung liegt  vor,  wenn  dem  Anschein  nach
neutrale Vorschriften, Kriterien oder Verfahren Personen wegen eines oder
mehrerer  der  in  §  2  genannten  Gründe  gegenüber  anderen  Personen  in
besonderer  Weise  benachteiligen  können,  es  sei  denn,  die  betreffenden
Vorschriften, Kriterien oder Verfahren sind durch ein rechtmäßiges Ziel sachlich
gerechtfertigt und die Mittel sind zur Erreichung dieses Ziels angemessen und
erforderlich.

§ 5 Rechtfertigung von Ungleichbehandlungen; positive Maßnahmen

(1)  Eine  Ungleichbehandlung  ist  gerechtfertigt,  wenn  sie  auf  Grund  eines
hinreichenden sachlichen Grundes erfolgt.

§ 7 Vermutungsregelung

Werden  Tatsachen glaubhaft  gemacht,  die  das  Vorliegen  eines  Verstoßes
gegen  §  2  oder  §  6  überwiegend  wahrscheinlich  machen,  obliegt  es  der
öffentlichen Stelle, den Verstoß zu widerlegen.

§ 9 Antidiskriminierungsrechtliche Verbandsklage

(1) Ein nach § 10 berechtigter  Verband kann, ohne die Verletzung eigener
Rechte  darlegen  zu  müssen,  Klage  auf  Feststellung  erheben  und  geltend
machen,  dass  Verwaltungsakte,  Allgemeinverfügungen  oder  sonstiges
Verwaltungshandeln gegen § 2 oder § 6 verstoßen, sofern eine über die
individuelle Betroffenheit hinausgehende Bedeutung vorliegt.

(2) 1Eine Verbandsklage nach Absatz 1 ist nur zulässig, wenn der nach § 10
berechtigte  Verband  einen  Verstoß  gegenüber  der  öffentlichen  Stelle
beanstandet hat (…).
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II. Regelungskontext

Das  Berliner  LADG  ist  sowohl  im  Kontext  der  bundesgesetzlichen
Gleichbehandlungsgesetzgebung  als  auch  im  Zusammenhang  mit  übrigem
Antidiskriminierungsrecht des Landes Berlin mit Blick auf seine Wirkweise zu sehen.

Das Berliner LADG steht zunächst im sachlichen Zusammenhang zum Allgemeinen
Gleichbehandlungsgesetz (AGG) vom 14.08.200693, mit dem der Bundesgesetzgeber
vier europäische Richtlinien in deutsches Recht umgesetzt hat, deren Zweck darin
bestand,  Diskriminierungen „aufgrund der  Rasse oder  der  ethnischen Herkunft“94,
wegen „der Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der
sexuellen  Ausrichtung“95 und  des  „Geschlechts“96 zu  bekämpfen.  Obgleich  die
Richtlinien sich hinsichtlich ihres Anwendungsbereichs unterscheiden, enthalten sie
ein  weitgehend  gemeinsames  Instrumentarium  zur  Durchsetzung  der
Diskriminierungsverbote und gelten übereinstimmend gleichermaßen für Personen in
öffentlichen wie in privaten Bereichen einschließlich öffentlicher Stellen. Da aber der
Geltungsbereich  des  AGG  ausweislich  dessen  §  2  im  Wesentlichen  auf  das
Arbeitsleben und den Privatrechtsverkehr begrenzt ist, werden die EU-Richtlinien für
den öffentlichen Bereich, etwa im Bezug auf das hier relevante, öffentlich-rechtliche
Handeln  auf  dem Gebiet  der  Existenzsicherung,  nicht  vollständig  umgesetzt.  Der
Berliner Landesgesetzgeber leitete u.a. aus diesem Umstand die Notwendigkeit der
Einführung eines eigenen Landesantidiskriminierungsgesetzes ab. 

Das  Berliner  Landesrecht  enthält  ein  durch  Spezialgesetze  ausdifferenziertes
Antidiskriminierungs-  und  Gleichbehandlungsrecht  zum  Schutz  vor
Diskriminierungen97, die vom LADG im Sinne eines „konkurrenzlosen Nebeneinander“
unberührt bleiben. Die Besonderheit des LADG besteht in seiner die Gleichheitsrechte
des  Art.  3  GG  flankierenden  Wirkweise,  die  alle  Personen  ausdrücklich  vor
Diskriminierungen im Rahmen des öffentlich-rechtlichen Handelns des Landes Berlin
schützt. 

Die zentrale Relevanz des LADG im Rahmen der vorliegenden Untersuchung resultiert
u.a. aus dem „Merkmalkatalog“98 des § 2 LADG, der – etwa im Vergleich zum AGG –

93 BGBl. I S. 1897; zuletzt geändert durch Artikel 15 des Gesetzes vom 22.12.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 414).
94 RL 2000/43/EG.
95 RL 2000/78/EG.
96 RL 76/207/EWG in der Fassung der RL 2002/73/EG, aufgegangen in RL 2006/54/EG, RL 2004/113/EG.
97 Vgl. nur beispielhaft Landesgleichstellungsgesetz (LGG), verkündet als Art. I des Neunten Gesetzes zur 
Änderung des Landesgleichstellungsgesetzes vom 18.11.2010 (GVBl. S. 502); zuletzt geändert durch Art. 7 des 
Gesetzes vom 10.07.2025 (GVBl. S. 270, 281).
98 Die Begriffe „Merkmal“ und „Merkmalskatalog“ finden sich zwar in den Gesetzesmaterialien sowohl zum 
AGG als auch zum LADG; nach einer zunehmend vertretenen ist es im Hinblick auf die rechtliche 
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um Diskriminierungsgründe „chronische Erkrankung“, „Sprache“ und „sozialer Status“
erweitert  ist.  Vor  allem  die  Aufnahme  des  Merkmals  „sozialer  Status“  erfasst
gesetzgeberisch zentrale Dimensionen sozialer Ungleichheit, die in der Regel nur als
Folge, nicht aber als Gegenstand von Diskriminierungen thematisiert wurden.

Der Berliner Senat und die ihm nachgeordneten Behörden sind schließlich bei der
Ausführung  des  Bundesrechts  vollumfänglich  an  das  Berliner  LADG  gebunden.
Einschränkungen bei der Anwendbarkeit bestehen bei der Ausführung des AsylbLG,
konkret bei der Einführung und Gestaltung der Bezahlkarte für das Land Berlin, weder
aufgrund  ausdrücklicher  Kollisionsvorschriften  noch  aufgrund  des  Grundsatzes
„Bundesrecht bricht Landesrecht“ (Art. 31 GG).99 

III. Diskriminierung aufgrund des Merkmals „Sozialer Staus“

In der öffentlichen Diskussion über die Vereinbarkeit des Berliner Senatsbeschlusses
vom 17.12.2024 mit dem Berliner LADG stand und steht eine Diskriminierung aufgrund
des Merkmals „Sozialer Status“ im Mittepunkt.100 

1. „Sozialer Status“ als Rechtsbegriff

Der Rechtsbegriff „Sozialer Status“ ist Gegenstand einer im Oktober 2020 von Nazli
Aghazadeh-Wegener,  Doris  Liebscher,  und  Felix  Hanschmann  veröffentlichten,
rechtswissenschaftlichen  Expertise  zur  Diversity-Dimension  „sozialer  Status“  mit
Bezug  auf  das  Berliner  Landesantidiskriminierungsgesetz101 gewesen.  Kernfrage
dieser juristischen Expertise war die Klärung des Rechtsbegriffs „sozialer Status“ als
Diskriminierungskategorie  im  Berliner  LADG.  Hierzu  wurde  ausgehend  von
Gesetzesmaterialien und auf Basis einer rechtsquellenvergleichenden, empirischen
und konzeptionellen Analyse des Rechtsbegriffs bzw. ähnlicher Rechtsbegriffe eine

Statuskategorie jedoch präziser, von „Kategorien“ zu sprechen. Denn der Merkmalsbegriff legt nahe, dass es 
sich um Eigenschaften der Betroffenen handelt, während es eigentlich um Zuschreibungen und 
Stigmatisierungen geht; in diese Richtung vgl. etwa Baer/Bittner/Göttsche, Mehrdimensionale Diskriminierung, 
Berlin 2010, S. 26.; abrufbar unter: https://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/downloads/DE/
publikationen/Expertisen/expertise_mehrdimensionale_diskriminierung_jur_analyse.pdf?
__blob=publicationFile&v=3.
99 Zur Anwendbarkeit des LADG bei der Ausführung des Sozialgesetzbuches mit Blick auf § 33c Satz SGB I vgl. 
ausführlich Heesen/Röhner, Diskriminierungsschutz im Sozialrecht, Rechtsgutachten im Auftrag der 
Landesvereinigung Selbsthilfe Berlin e.V; November 2023, Abrufbar unter: https://www.diskriminierung-
berlin.de/pdf-dateien/rechtsgutachten_2023_11_27_heesen_roehner_diskriminierungsschutz_sozialr.pdf.
100 Vgl. exemplarisch die Beanstandung des Flüchtlingsrats Berlin e.V. nach § 10 Abs. 2 Satz 1 LADG vom 
10.10.2024; abrufbar unter: https://fluechtlingsrat-berlin.de/wp-content/uploads/2024-10-13-beanstandung-
ladg.pdf.
101 Abrufbar unterhttps://www.ewdv-diversity.de/fileadmin/user_upload/Publikationen_Mitglieder_PDF/
DaSoS_Rechtsexpertise.pdf.
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abstrakte Einordnung sowie eine konkrete Klärung der Kategorie „sozialer Status“
vorgenommen,  um  das  spezifische  Diskriminierungsverbot  effektiv  und  zugleich
handhabbar zu machen. Die rechtswissenschaftliche Expertise ordnet die Kategorie
„Sozialer Status“ im Lichte des Rechtsquellenvergleichs wie folgt ein102:

„Im Hinblick auf die Erfassung sozioökonomischer Benachteiligungslagen geht
die Regelung des Berliner LADG über den in Art. 3 Abs. 3 S. 1 GG und in Art. 10
Abs. 2 der Berliner Landesverfassung garantierten Diskriminierungsschutz (…)
unter  der  Kategorie  (soziale)  „Herkunft“  hinaus.  Das  ist  jedoch  rechtlich
unbedenklich  und  angesichts  der  hinter  den  völker-  und  EU-rechtlichen
Regelungen zurückbleibenden Norm des Art. 3 Abs. 3 S. 1 GG, im Sinne des
Ziels eines möglichst effektiven und umfassenden Diskriminierungsschutzes zu
begrüßen. Während die Verfassung nur die soziale Mobilität behindernde und
notwendigerweise  bereits  mit  Geburt  angelegte  soziale  Benachteiligung
erfasst,  umfasst  die  Kategorie  „sozialer  Status“  im  LADG  eine  weite
Spannbreite  von  rein  gegenwärtigen  und  vergangenheitsbezogenen
Faktoren, welche eine Zuordnung sozialer Position beschreiben und sich
nachteilig auf Lebenschancen auswirken können. (…) Der weitreichende
Schutz des LADG ist damit grund- und menschenrechtskonform ausgestaltet.

Auch im Abgleich mit dem für das Land Berlin geltenden einfachgesetzlichen
Recht (…) betritt das LADG mit der Kategorie „sozialer Status“ Neuland. (…) Im
Hinblick  auf  die  wichtigsten  im  Land  Berlin  unmittelbar  anwendbaren
Rechtsquellen  bedeutet  das  LADG  eine  beispiellose  Erweiterung  des
Diskriminierungsschutzes vor  Zuschreibungen im Zusammenhang mit
sozioökonomischen Benachteiligungslagen (…).

Während § 2 LADG mit dem Begriff „rassistische Zuschreibung“ einen post-
kategorialen Ansatz gewählt hat, sind andere Begriffe wie auch „sozialer Status“
kategorial gefasst. Die Gesetzesbegründung gibt keinen Aufschluss darüber,
ob der Gesetzgeber diese Entscheidung bewusst getroffen hat. Der Wortlaut
spricht aber gerade nicht von „klassistischer Zuschreibung“, sodass eine post-
kategoriale Fassung,  welche ansonsten in  Gesetz und Literatur  durchaus
Rückhalt findet, nur für eine zukünftige Gesetzesänderung in Betracht käme.
(…)  Das  spricht  dafür,  dass  die  einzelnen  genannten  Kategorien  weiter
ausgelegt werden müssen, um alle Diskriminierungskonstellationen im Sinne
des § 1 LADG zu erfassen. Zumindest die Gesetzesbegründung bestätigt ein
solches weites Verständnis (…).

Insgesamt  adressiert  die  Normierung  des  „sozialen  Status“  im  LADG  ein
bestimmtes gesellschaftliches Problem, das als Klassismus bezeichnet wird.
Die Aufnahme der Kategorie an sich entspricht der Erkenntnis, dass mit dem
ökonomischen  Status  in  der  Gesellschaft  unterschiedliche

102 S. 29-32.
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Anerkennungsformen  und  Wertschätzung  einhergehen.  Klassismusansätze
fordern, dass der Fokus von der Eigenverantwortlichkeit für sozioökonomische
Umstände auf die häufig fest eingeschriebenen, strukturellen Ursachen gelenkt
wird. Dementsprechend betont auch die Gesetzesbegründung, dass soziale
Ungleichheit im Rahmen der Kategorie als Gegenstand und nicht als Folge von
Diskriminierung  gesehen  werden  soll.  Übereinstimmend  mit
Klassismusansätzen setzt auch das Gesetz am Zuschreibungsprozess und an
der  Herstellung  von  Chancengleichheit  an  und  nicht  an  der  unmittelbaren
Veränderung der Bedingungen.

Bei der Herstellung von Chancengleichheit geht es explizit um die Herstellung
„tatsächliche[r] Chancengleichheit“ (§ 1 LADG) und nicht bloß um rechtliche
Chancengleichheit.  Somit  entspricht  das  Verständnis  einem  materialen
Gleichheitsbegriff.“ 

(Hervorhebung nur hier)

Die konkrete Klärung der Kategorie „Sozialer Status“ im Sinne des LADG wird in der
Expertise wie folgt vorgenommen:

„Die  Gesetzesbegründung  bietet  bereits  eine  Spannbreite  konkreter
Anhaltspunkte  für  die  nähere  Bestimmung  der  Kategorie  „sozialer  Status“.
Diese soll Indikatoren wie unter anderem Einkommen, Armut, Überschuldung,
Bildungsabschluss,  Analphabetismus,  Erwerbstätigkeit,  Beruf,  Kleidung,
Wohnungs-  und  Obdachlosigkeit,  körperliche  Erscheinung,  aber  auch
familiären  Bildungshintergrund,  sozioökonomischen  Hintergrund,  familiäre
Aspekte  oder  einen  gesetzlich  definierten  Status  umfassen.  Die
Gesetzesbegründung  ist  als  Hinweis  auf  den  Sinn  und  Zweck  bzw.  den
gesetzgeberischen  Willen  bei  der  Auslegung  des  Rechtsbegriffs  von
Bedeutung.  Wenn  man  die  gesamte  Rechtsordnung  miteinbezieht,
versteht sich der Begriff „sozialer Status“ in § 2 LADG als Kategorie für
die  Chancengleichheit  beeinträchtigende  Zuschreibungen  einer
vermuteten  oder  tatsächlichen  Lage  einer  Person  mit  gegenwärtiger
sozioökonomischer  Bedeutung,  die  angesichts  vorhandener
gesellschaftlicher  Asymmetrien  als  strukturelle  Benachteiligung
verstanden und lediglich ausnahmsweise nur durch Eigeninitiative des
Einzelnen geändert werden kann.

Der Schutz ist dabei gerade nicht wie soziale „Herkunft“ nach Art. 3 Abs. 3 S. 1
GG  beschränkt  auf  das  was  gewissermaßen  bei  Geburt  schon  da  war.
Außerdem ist er – nicht ausdrücklich, aber potenziell – asymmetrisch auf den
Ausgleich struktureller Benachteiligung ausgerichtet.
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Wichtig ist, dass durch eine Schärfung des Begriffs die grundsätzliche Offenheit
der  Kategorie  gegenüber  weiteren  Indikatoren,  die  auch  in  der
Gesetzesbegründung  zum  Ausdruck  kommt,  nicht  gefährdet  wird.
Gemeinsamer Nenner aller Indikatoren ist, dass mit ihnen (vermeintlich)
Rückschlüsse  auf  die  Stellung  der  Person  in  der  Gesellschaft
geschlossen  werden  können,  weil  diese  unter  Berücksichtigung  der
Forschung  zu  sozialer  Ungleichheit  mit  einer  gewissen
Wahrscheinlichkeit  Ausdruck  oder  Ursache  für  benachteiligende
sozioökonomische  Umstände  sein  können. Trotz  der  notwendigen
Spannbreite von umfassten Diskriminierungserfahrungen – auch, weil  diese
komplex  und  häufig  mehrdimensional  sind  –  können  die  genannten
Abgrenzungsfaktoren damit die notwendige Rechtssicherheit  bieten, um die
Kategorie praktisch anwenden zu können.“

(Hervorhebung nur hier)

2. Materialien zum LADG

Die Materialien zum LADG103 enthalten folgende Erläuterungen, die bei der Auslegung
des Begriffs „Sozialer Status“,  insbesondere im Zusammenhang mit dem hiesigen
Untersuchungsgegenstand, relevant sind: 

Zu § 1 LADG: 

„Formale Gleichbehandlung reicht insbesondere dort nicht aus, wo bestehende
Nachteile tatsächlicher Chancengleichheit entgegenstehen. Zwar werden die in
§ 2 genannten Merkmale von jedem Menschen in der einen oder anderen Form
verwirklicht, denn alle Menschen weisen eine bestimmte ethnische Herkunft
auf, haben ein bestimmtes Lebensalter und eine bestimmte sexuelle Identität,
doch  nicht  alle  Menschen  sind  in  gleicher  Weise  von  Diskriminierungen
betroffen.  Dabei  ist  zu  berücksichtigen,  dass  das
Antidiskriminierungsrecht  Maßnahmen  zur  Stärkung  einzelner
diskriminierter  Menschen  sowie  die  Schaffung  von
diskriminierungsfreien Verhältnissen insgesamt umfassen sollte.“

Zu § 2 LADG: 

103 Vgl. Vorlage – zur Beschlussfassung – Landesantidiskriminierungsgesetz (LADG), Abgeordnetenhaus Berlin, 
Drucksache 18/1996, 12.06.2019, https://www.parlament-berlin.de/ados/18/IIIPlen/vorgang/d18-1996.pdf, S. 
18 f. (Gesetzesbegründung).
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(…) Das LADG arbeitet mit einem Katalog von Diskriminierungsgründen, der
sich  in  der  Grundstruktur  am  AGG,  aber  auch  an  den  in  Artikel  10  VvB
aufgezählten Merkmalen orientiert.  Der Erweiterung des Katalogs um die
Diskriminierungsgründe chronische Erkrankung und sozialer Status liegt
der  Gedanke  zugrunde,  dass  Diskriminierungen  an  gesellschaftlich
wirkmächtige  und  historisch  verfestigte  Ungleichheitsstrukturen
anknüpfen. Sie äußern sich in Stigmatisierungen, Benachteiligungen und
Ausgrenzungen  von  gesellschaftlicher  Teilhabe,  die  auf  historisch,
strukturell und diskursiv verfestigten Ungleichheiten beruhen.“

Das Diskriminierungsverbot des LADG beschränkt sich gemäß § 2 auf das
öffentlich-rechtliche Handeln des Landes Berlin (…).

Der soziale Status beschreibt die wirkmächtige Zuordnung einer sozialen
Position in einem System sozialer, d.h. gesellschaftlich eingeschriebener
und  historisch  gewachsener  Rangordnungen  und  Hierarchien. Die
Zuordnung  eines  bestimmten  sozialen  Status  ist  also  ein  Produkt  eines
gesamtgesellschaftlichen  Diskurses,  der  über  Kategorisierungen,
Stereotypisierungen,  Reduzierungen und  Hierarchisierungen zu  einer
ungleichen Verteilung von Lebenschancen führt.

Folgende  (zumeist  sozioökonomische)  Faktoren  bestimmen  den  sozialen
Status  einer  Person  mit:  Einkommen,  Armut,  Überschuldung,
Bildungsabschluss,  Analphabetismus,  Erwerbstätigkeit,  Beruf,  Kleidung,
Wohnungs- und Obdachlosigkeit sowie die körperliche Erscheinung etc. Die
soziale  Herkunft  (ausdrücklich  genannt  in  Artikel  21  Absatz  1  der  EU-
Grundrechtecharta)  ist  als  zusätzliches Klassifikationsindiz  zur  Bestimmung
des sozialen Status heranzuziehen, da diese das Handeln einer Person als
sozialer Akteur oder soziale Akteurin erheblich beeinflusst. Diesbezüglich ist
etwa an die Zugangsmöglichkeiten zu Bildung und Kultur im Zusammenhang
mit dem familiären Bildungshintergrund und Finanzstatus zu denken. Familiäre
Aspekte  wie  alleinerziehend,  Mutter-  und  Vaterschaft  oder  aber  auch  ein
gesetzlich definierter Status (z. B. eine Duldung) wirken sich ebenfalls auf
den Zuordnungsprozess aus.

Es handelt sich bei dem sozialen Status um einen zugeschriebenen Status,
der  nicht  nur  „vererbt“  wird  (wie  die  soziale  Herkunft);  er  wird  durch  die
gesellschaftlichen Strukturen von außen an ein Individuum herangetragen und
kann nicht in erster Linie nur durch eigene Aktivitäten selbst bestimmt und
jederzeit geändert werden.
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(Hervorhebungen nur hier)

3. Bezahlkarte und Betroffenheit der Kategorie „sozialer Status“ 

Nachdem  die  Gesetzesbegründung  ausdrücklich,  wenn  auch  exemplarisch,  die
„Duldung“ als gesetzlich definierten Aufenthaltsstatus, der den sozialen Status einer
Person  bestimmt,  erwähnt,  sprechen  gewichtige  Argumente  dafür,  die  mit  der
Einführung  der  Bezahlkarte  zwingend  einhergehenden  Restriktionen  für  die
betroffenen Leistungsberechtigten nach dem AsylbLG am Maßstab der Kategorie des
sozialen Status zu messen: 

Der  aufenthaltsrechtliche  Status  bildet  den  entscheidenden  Bezugspunkt  für  die
Betroffenheit von der Bezahlkarte. Der Aufenthaltsstatus einer Person wiederum wird –
wie  die  Gesetzesbegründung dies  am Beispiel  der  Duldung  belegt  –  durch  eine
Behörde von außen an ein Individuum herangetragen und kann nicht in erster Linie nur
durch  eigene  Aktivitäten  selbst  bestimmt  oder  jederzeit  geändert  werden.  Diese
Aussage lässt sich auf den Aufenthaltsstatus aller Personen im Sinne des § 1 AsylbLG
übertragen, die den mit der Bezahlkarte verbundenen Restriktionen, wie etwa bei der
Bargeldobergrenze von 50 €, unterworfen sind.

Die über den Aufenthaltsstatus begründete, behördliche Zuschreibung wird verstärkt
durch  weitere  staatlich  vorgegebene  Rahmenbedingungen,  welche  den  sozialen
Status  der  „Leistungsberechtigten  nach  dem  AsylbLG“  manifestieren,  wie  etwa
Unterbringung  in  Aufnahmeeinrichtungen,  Wohnsitzauflagen,  räumliche
Beschränkungen, Einschränkungen beim Zugang zum Arbeitsmarkt oder Eintragung
im Ausländerzentralregister. 

Intensiviert  wird  der  überwiegend  staatlich  definierte,  soziale  Status  durch  die
öffentliche,  insbesondere  mediale  Diskussion,  mit  der  die  historisch  tradierte
Zuschreibung aufgrund der Zugehörigkeit zu der sozialen Gruppe der „Geflüchteten“
verfestigt wird. Dass diese konkreten Lebensumstände einen verheerenden Beitrag
zur  gesellschaftlichen  Abwertung  und  Ausgrenzung  der  sozialen  Gruppe  der
Leistungsberechtigten nach dem AsylbLG leisten,  dürfte  angesichts des aktuellen
gesellschaftlichen und politischen Diskurses keiner weiteren Vertiefung bedürfen.

Wie  in  der  Gesetzesbegründung  ebenfalls  hervorgehoben  wird,  bestimmen  auch
sozioökonomische Faktoren den sozialen Status einer Gruppe. Übertragen auf die
Gruppe der Leistungsberechtigten nach dem AsylbLG stellt die – wegen der in der
Regel  fehlenden  Arbeitserlaubnis  –  praktisch  nicht  vorhandene  Möglichkeit,  den
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eigenen  Lebensunterhalt  selbständig  zu  bestreiten,  den  entscheidenden,
sozioökonomischen Faktor dar. 

Bei der Prüfung der Betroffenheit der Kategorie „sozialer Status“ ist schließlich auf die
mit  der  Bezahlkarte  einhergehenden  Stigmatisierungen  abzustellen.  Die
Stigmatisierungen resultieren insbesondere aus der Gestaltung der Bezahlkarte und
den damit verbundenen Einschränkungen der Verfügungsautonomie der Betroffenen.
Der Umstand, dass die Bezahlkarten im Alltag nicht flächendeckend angenommen
werden und die Bargeldabhebung auf 50 Euro begrenzt ist, bedeutet, dass bestimmte
Rechtsgeschäfte erschwert oder sogar vollständig ausgeschlossen werden. Dies gilt
etwa bei kleineren Läden, die eine Kartenzahlung nicht akzeptieren, auf Floh- oder
Wochenmärkten oder bei dem wegen der Finanznot der Betroffenen unvermeidlichen
Kauf gebrauchter Gegenstände. Einschränkungen der Selbstbestimmung, teilweise
bis  zum  vollständigen  Verlust  der  Autonomie,  sind  auf  Basis  des  bisherigen
Umsetzungsstands  auch  im  digitalen  Zahlungsverkehr  (Überweisungen,
Onlineeinkäufe, Lastschriftverfahren, digitale Zahlungen, etwa über PayPal oder Apple
Pay) zu verzeichnen. 

Solange  der  Zahlungsverkehr  in  bestimmten  Bereichen  des  gemeinschaftlichen
Lebens durch (Bar)Geldzahlungen geprägt ist, führen die aus der Bargeldobergrenze
resultierenden  Einschränkungen  der  Selbstbestimmung  zu  einem  faktischen
Ausschluss der Teilhabe der Betroffenen von diesen Lebensbereichen und damit zu
einer  durch  den  sozialen  Status  der  Betroffenen  begründeten  Ausgrenzung  und
Stigmatisierung. 

Die Zugehörigkeit zur sozialen Gruppe der Leistungsberechtigten nach dem AsylbLG
ist damit weitestgehend (staatlich) determiniert und nicht von den Personen frei und
autonom gewählt, sodass im Ergebnis die Betroffenheit der Kategorie „sozialer Status“
zu bejahen ist.

4. Bezahlkarte und Ungleichbehandlung im Sinne des LADG

§ 4 Abs. 1 und 2 LADG definieren zwei Formen der Diskriminierung: 

(1) Eine  unmittelbare Diskriminierung liegt vor, wenn eine Person wegen
eines oder mehrerer der in § 2 genannten Gründe eine  weniger günstige
Behandlung  erfährt  als  eine  andere  Person  in  einer  vergleichbaren
Situation  erfährt,  erfahren  hat  oder  erfahren  würde und  die
Ungleichbehandlung nicht nach § 5 gerechtfertigt ist. (…).
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(2)  Eine  mittelbare  Diskriminierung liegt  vor,  wenn  dem  Anschein  nach
neutrale Vorschriften, Kriterien oder Verfahren Personen wegen eines oder
mehrerer  der  in  §  2  genannten  Gründe  gegenüber  anderen  Personen  in
besonderer  Weise  benachteiligen  können,  es  sei  denn,  die  betreffenden
Vorschriften, Kriterien oder Verfahren sind durch ein rechtmäßiges Ziel sachlich
gerechtfertigt und die Mittel sind zur Erreichung dieses Ziels angemessen und
erforderlich.

Die in § 4 LADG erfolgte Konkretisierung des Begriffs der Diskriminierung orientiert
sich  am  Stand  der  europäischen  Rechtsentwicklung  und  übernimmt  weitgehend
wörtlich  die  Terminologie  aus  dem AGG.  Eine  unmittelbare  Diskriminierung  setzt
zunächst voraus, dass eine Person eine weniger günstige Behandlung erfährt als eine
andere Person in einer vergleichbaren Situation erfährt, erfahren hat oder erfahren
würde. 

Die hier maßgeblichen Vergleichspersonen können sowohl die Leistungsberechtigten
in  den  Regelsystemen  der  Grundsicherung  (SGB  XII  und  SGB  II)  als  auch  die
tatbestandlich von der Bezahlkarte nicht betroffenen Leistungsberechtigten nach dem
AsylbLG sein. Gegenüber beiden Referenzgruppen begründet die Bezahlkarte mit den
Anknüpfungen an den Aufenthaltsstatus, den Unterbringungsort, die Art des Bedarfs
und die Dauer des Aufenthalts eine weniger günstige Behandlung durch zahlreiche
Restriktionen, etwa in Gestalt der Bargeldobergrenze. 

Angesichts der vorgenannten Anknüpfungspunkte sprechen die besseren Argumente
für  eine unmittelbare Diskriminierung.  Selbst  wenn man diese Einschätzung nicht
teilen  sollte,  sind  die  Anknüpfungspunkte  (Aufenthaltsstatus,  Aufenthaltsdauer,
Aufenthaltsort  usw.)  als  scheinbar  neutrale  Kriterien  im  Sinne  der  mittelbaren
Diskriminierung zu qualifizieren.

5. Rechtfertigung der Ungleichbehandlung

Eine Ungleichbehandlung ist nach § 5 Abs. 1 LADG gerechtfertigt, 

„wenn sie aufgrund eines hinreichenden sachlichen Grundes erfolgt“
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Die Formulierung „hinreichend“ verweist ausweislich der Gesetzesbegründung zu § 5
LADG  auf  die  unterschiedlichen  verfassungs-  und  europarechtlichen
Rechtfertigungsmaßstäbe und verlangt stets eine Prüfung der Verhältnismäßigkeit.
Die  Verhältnismäßigkeitsprüfung  erfolgt  im  jeweiligen  Einzelfall  und  unter
Berücksichtigung  insbesondere  der  Schwere  der  Ungleichbehandlung,  ihrer
Auswirkungen  auf  die  betroffene  Person,  der  mit  ihr  verfolgten  Ziele  und
europarechtlicher Vorgaben.

Das BVerfG104 formuliert hierzu:

„Differenzierungen bedürfen […] stets der Rechtfertigung durch Sachgründe,
die  dem  Differenzierungsziel  und  dem  Ausmaß  der  Ungleichbehandlung
angemessen  sind.  Dabei  gilt  ein  stufenloser  am  Grundsatz  der
Verhältnismäßigkeit  orientierter  verfassungsrechtlicher  Prüfungsmaßstab,
dessen Inhalt und Grenzen sich nicht abstrakt, sondern nur nach den jeweils
betroffenen  unterschiedlichen  Sach-  und  Regelungsbereichen  bestimmen
lassen. […] Die verfassungsrechtlichen Anforderungen [verschärfen sich], je
weniger  die  Merkmale,  an  die  die  […]  Differenzierung  anknüpft,  für  den
Einzelnen verfügbar sind oder je mehr sie sich denen des Art. 3 Abs. 3 GG
annähern“ 

Die  vorstehenden  Anforderungen  können  im  Einzelfall  dazu  führen,  dass  eine
Rechtfertigung  schlechterdings  ausgeschlossen  ist.  Dies  gilt  in  erster  Linie  bei
Ungleichbehandlungen  wegen  der  ethnischen  Herkunft  oder  einer  rassistischen
Zuschreibung. Aber auch im Bezug auf die anderen Kategorien, wie den sozialen
Status,  gilt  das Prinzip,  dass gleiche Referenzgruppen gleich,  andere jedoch nur
anders behandelt werden dürfen, wenn für die Andersbehandlung ein hinreichender,
also verhältnismäßiger, und sachlich zu rechtfertigender Grund vorliegt.

Die Rechtsfertigungsprüfung einer Ungleichbehandlung erfolgt damit in zwei Schritten:
In einem ersten Schritt muss das Ziel identifiziert werden, dessen Erreichung mit der
Ungleichbehandlung bewirkt  werden soll.  Sodann ist  in  einem zweiten Schritt  die
Verhältnismäßigkeitsprüfung durchzuführen, die ihrerseits in drei Stufen erfolgt: 1. Die
Feststellung  der  Eignung  der  Ungleichbehandlung  zur  Erreichung  des  Ziels
(Geeignetheit),  2.  Das  Fehlen  anderer,  gleich  geeigneter,  aber  weniger
ungleichbehandelnder Maßnahmen (Erforderlichkeit) und 3. die Bewertung, ob die
Ungleichbehandlung zur Erreichung des angestrebten Ziels unter Berücksichtigung
der  Intensität  der  Benachteiligungswirkung  und  der  Bedeutung  des
Diskriminierungsverbots angemessen ist (Angemessenheit im engeren Sinne). 

104 BVerfG, Beschluss vom 18.07.2012, 1 BvL 16.11 – Grunderwerbsteuer Lebenspartnerschaft –, Rn. 30 f.
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Wie bereits  ausführlich  dargelegt,  werden mit  der  Einführung der  Bezahlkarte  im
Wesentlichen zwei Ziele verfolgt: 1. Mehr Kontrolle und Steuerung von „Geldflüssen“
geflüchteter Menschen sowie 2. weniger Verwaltungsaufwand.

Die  Ungleichbehandlung  mittels  Bezahlkarte  ist  zur  Erreichung  der  soeben
identifizierten Ziele nicht verhältnismäßig („hinreichend“), da bereits die Geeignetheit
und Erforderlichkeit der Bezahlkarte nicht festgestellt werden können und somit die
aufgrund  der  bereits  aufgezeigten  Intensität  der  grundrechtsrelevanten
Benachteiligungsfolgen zu bejahende Unangemessenheit im engeren Sinne keiner
näheren Vertiefung bedarf:

Die Spekulationen zu den „Geldflüssen“ entbehren jeglicher empirischen Grundlage.
Darüber hinaus sind die Sozialleistungen im wissenschaftlichen Diskurs als sog. „Pull-
Faktoren“ gerade nicht nachgewiesen.105 Auch den Annahmen über die Reduzierung
des Verwaltungsaufwands fehlt es an wissenschaftlich fundierten Prognosen, ob und
in welchem Umfang kurz-, mittel- und langfristig eine Aufwandsminderung erwartet
werden  kann.  Soweit  ersichtlich,  wurden  jedenfalls  bis  dato  weder  die
Größenordnungen  der  Zahlungen  ins  Ausland  noch  die  mit  der  Einführung  und
Gestaltung der Bezahlkarte verbundenen Mehrkosten erhoben. 

Bei lebensnaher Betrachtung muss vielmehr davon ausgegangen werden, dass durch
die Bezahlkarte der Verwaltungsaufwand zunächst steigen würde und mehr Personal
gebunden wäre. Für eine verfassungskonforme Umsetzung bedürfte es nämlich einer
Ermessensausübung im Einzelfall, die zu einem hohen Verwaltungsaufwand führen
wird,  der  zumindest  höher  sein  wird  als  bei  der  Leistungsausführung  durch
Geldleistung.

Bei genauerer Betrachtung fehlt es an einem sachlichen, jedenfalls aber an einem
„hinreichenden“ Grund,  der  die  Ungleichbehandlung  zu  rechtfertigen vermag.  Die
kostenaufwändige und personalbindende Umsetzung sowie und die fehleranfällige
und  datenschutzrechtlich  zumindest  bedenkliche  Durchführung  und  Abwicklung
sprechen zusätzlich gegen einen sachlichen oder gar hinreichenden Grund für eine
Diskriminierung nach dem LADG.

IV. Zwischenergebnis

105 Vgl. Lichidi, Recht und Politik 2025, 23, 26 unter Bezugnahme auf eine Studie des DIW, wonach nur 7 % der 
Geflüchteten Geld ins Ausland schicken.
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Der Berliner Senatsbeschluss vom 17.12.2024 ist wegen unzulässiger Diskriminierung
aufgrund des sozialen Status mit dem LADG Berlin nicht vereinbar. Mangels eines
sachlichen oder gar hinreichenden Grundes für die Schlechterstellung der von der
Bezahlkarte betroffenen Personen auf Grund ihres sozialen Status gegenüber den
Referenzgruppen der Gelleistungsberechtigten nach dem AsylbLG sowie der Regel-
Leistungsberechtigten  nach  dem SGB  XII  und  SGB II  wären  die  auf  Basis  des
Senatsbeschlusses vom 17.12.2024 ergehenden Verwaltungsakte über die Ausgabe
der Bezahlkarte mit der Bargeldobergrenze von 50 € rechtlich anfechtbar.
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G. Zusammenfassung

Nach der ab 16.05.2024 geltenden Rechtslage im AsylbLG ist die sog. Bezahlkarte als
alternative Leistungsform zur Deckung des notwendigen persönlichen Bedarfs neben
die  mögliche  Gewährung  von  Wertgutscheinen,  anderen  vergleichbaren  unbaren
Abrechnungen oder Geldleistungen getreten. Das Gesetz sieht in der Rechtsfolge ein
Auswahlermessen  über  die  Art  der  Leistungserbringung  vor.  Aus  dem
Gesetzeswortlaut und den Gesetzesmaterialien ergibt sich kein Rangverhältnis der
alternativen  Leistungsarten.  Der  Berliner  Senat  und  die  für  die  Ausführung  des
AsylbLG in Berlin zuständigen Behörden haben bei ihrer Ermessensentscheidung die
Grundrechtsrelevanz, konkret die Vorgaben des BVerfG zum – migrationspolitisch
nicht  relativierbaren  –  Grundrecht  auf  Gewährleistung  des  menschenwürdigen
Existenzminimums  aus  Menschenwürde  (Art.  1  Abs.  1  GG)  in  Verbindung  mit
Sozialstaatsprinzip  (Art.  20  Abs.  1  GG)  sowie  die  Vorgaben  des  allgemeinen
Gleichheitssatzes (Art. 3 Abs. 1 GG) zu beachten. Anhaltspunkte für die Ermöglichung
des Auswahlermessens sind dem Berliner Senatsbeschluss vom 17.12.2024 nicht zu
entnehmen. Vielmehr ist von einem (intendierten) Ermessenausfall, jedenfalls aber
von  einer  Ermessensunterschreitung,  auszugehen.  Bei  der  Ausübung  des
Auswahlermessens der zuständigen Ausführungsbehörden in Berlin über den Einsatz
einer Bezahlkarte wäre zwingend erforderlich, die Geeignetheit dieser Leistungsform
zur  Deckung  des  existentiellen  Bedarfs  zu  prüfen,  wobei  Primat  der
Ermessensausübung die Gewährleistung des Existenzminimums sein muss.

Bei der Ausübung des Auswahlermessens hinsichtlich der Einführung und Gestaltung
der Bezahlkarte muss die Verwaltung im Einklang mit höherrangigem Europa- und
Völkerrecht handeln. Auch diesbezüglich ist nicht ersichtlich, ob und inwieweit die
europa- und völkerrechtlichen Vorgaben, insbesondere zum Gleichbehandlungsgebot,
überhaupt  in  die  Ermessensabwägung  eingegangen  sind  oder  bei  den  künftigen
Einzelfallentscheidungen eingehen werden.

Schließlich muss der Berliner Senat von seinem Auswahrermessen bei der Einführung
der Bezahlkarte in Übereinstimmung mit dem höheren, für ihn geltenden Landesrecht
Berlin,  konkret  mit  dem  LADG  Berlin,  Gebrauch  machen.  Der  Berliner
Senatsbeschluss ist indes wegen unzulässiger Diskriminierung aufgrund des sozialen
Status mit  dem LADG Berlin  nicht  vereinbar.  Mangels eines sachlichen oder  gar
hinreichenden Grundes für die Schlechterstellung der von der Bezahlkarte betroffenen
Personen  auf  Grund  ihres  sozialen  Status  gegenüber  den  Referenzgruppen  der
Gelleistungsberechtigten nach dem AsylbLG sowie der Regel-Leistungsberechtigten
nach  dem  SGB  XII  und  SGB  II  wären  die  auf  Basis  des  Senatsbeschlusses
ergehenden  Verwaltungsakte  über  die  Ausgabe  der  Bezahlkarte  mit  der
Bargeldobergrenze von 50 € rechtlich anfechtbar.

Im Ergebnis ist  der  Berliner Senatsbeschluss vom 17.12.2024 mit  höherrangigem
Recht nicht vereinbar.
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